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Gesetze und Kommentare / 6. aktualisierte Auflage 2018 / 336 Seiten / EUR 36,00
ISBN 978-3-99046-294-2
Buch + e-book

Die arbeits- und sozialrechtliche Absicherung im Krankenstand zählt zu den zentralen Anliegen 
der Gewerkschaften und Arbeiterkammern. Im Bereich des Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG) 
machen die gesetzlichen Änderungen im Zusammenhang mit der Gleichstellung von ArbeiterIn-
nen und Angestellten und auch im Zusammenhang mit der Wiedereingliederung nach langem 
Krankenstand eine Neuauflage des Kommentars notwendig. Eingearbeitet wurden zudem die seit 
der letzten Auflage ergangenen Entscheidungen der obersten Gerichte. Das Buch wendet sich an 
PraktikerInnen des Arbeitsrechts und soll vor allem den ArbeitnehmerInnen und ihren Interessen-
vertretungen in den Betrieben, Gewerkschaften und Arbeiterkammern eine Hilfe bei der Wahrneh-
mung und Durchsetzung ihrer Rechte bieten.
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Reportagen aus der Arbeitswelt
Uwe Mauch, Wolfgang Freitag, Franz Zauner
Studien und Berichte / 1. Auflage 2018 / 257 Seiten / EUR 19,90
ISBN 978-3-99046-308-6

Arbeiten 4.0: Viel wird derzeit über die rasanten Veränderungsprozesse in der Arbeitswelt disku-
tiert. Der Druck auf jene, die (noch) beschäftigt sind, steigt in nahezu allen Branchen. Jahrhunder-
tealte Berufsbilder lösen sich auf, Menschen werden durch Maschinen ersetzt, die Dividende ist 
oft die einzige Richtschnur und diktiert auch das Arbeitstempo. Die drei Journalisten Uwe Mauch, 
Wolfgang Freitag und Franz Zauner haben sich von ihren Schreibtischen entfernt, um sich in der 
modernen Arbeitswelt umzusehen. Sie haben 16 Menschen in 16 unterschiedlichen Branchen an 
deren Arbeitsplätzen aufgesucht. In klassischer Reportermanier beschreibt das Autorentrio die 
konkret geleistete Arbeit, aber auch Hoffnungen und Sorgen, die damit verbunden sind. 
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Liebe Leserinnen, liebe Leser!
Es ist ein eiskalter Wind, der den österreichweit mehr als 3,7 Mil-
lionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern derzeit entge-
genschlägt. In einer Husch-Pfusch-Aktion wurde das Arbeitszeit-
gesetz durchgepeitscht, ohne mit den Arbeitnehmervertretern 
irgendwann in einen Dialog zu treten. Weitere massive Ver-
schlechterungen drohen. Und überall, wo die türkis-blaue Bun-
desregierung den Rotstift ansetzen möchte, soll dies zulasten 
der Beschäftigten gehen. Hauptsache, die finanzstarke Industrie, 
die den Kurz’schen Wahlkampf unterstützt hat, wird zufrieden-
gestellt. Dann wurde auch noch deren „Wunschzettel“ mit insge-
samt 489 Vorschlägen und teils heiklen Anmerkungen bekannt, 
mit denen man die Standards in Österreich auf das niedrigere 
EU-Niveau drücken könnte – Stichwort Gold-Plating. Mehr dazu 
lesen Sie auf Seite 31.

„EU und ArbeitnehmerInnenschutz“ ist das Thema dieser Aus-
gabe der Gesunden Arbeit. Man möchte meinen, dass sich Ös-
terreich im Rahmen des aktuellen EU-Ratsvorsitzes genau dafür 
einbringen könnte, wenn z. B. endlich wirksame Maßnahmen ge-
gen das Lohn-, Sozial- und Steuerdumping gesetzt werden (siehe 
Seite 6 und 7). Diese Routen quer durch Europa müssen geschlos-
sen werden, über die jährlich zig Milliarden Euro unkontrolliert ab-
fließen – zulasten Österreichs, vieler anderer EU-Staaten und der 
betroffenen Beschäftigten.

Außerdem finden Sie auf Seite 30 wieder einen Überblick über 
das breite Aus- und Weiterbildungsangebot beim BFI Tirol und im  
AK Bildungshaus Seehof.

Erwin Zangerl
Präsident der AK Tirol
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Stellen Sie sich vor: Sie stecken Ein–Eu-
ro-Münzen in einen Automaten und bekom-
men für jede Münze 2,34 Euro heraus. Das 
klingt wie eine Glückssträhne im Casino? 
Nein, das ergeben Berechnungen des RoP. 

Für jeden Euro, den die Allgemeine Unfall-
versicherungsanstalt (AUVA) in die Präven-
tion investiert, kommen 2,34 Euro zurück. 
Noch besser: Für eine „lebenslange“ Berech-
nung ergibt sich ein Wert von 1 zu 13,15!

Die AUVA spielt bei der Prävention eine äu-
ßerst wichtige Rolle. Sie ermittelt besonders 
unfallgeneigte Branchen und Betriebe mit-
hilfe statistischer Auswertungen, forscht 
zu Prävention, klärt auf und betreut vor 
Ort. Betriebe, die beispielsweise durch Ar-
beitsunfälle oder vermehrte Krankenstände 
auffallen, sollen gemäß dem Präventions-
ansatz durchschnittlich dreimal jährlich 
von den AUVA-Unfallverhütungsdiensten 
besucht und beraten werden. Arbeitsun-
fälle und Krankenstände – und somit auch 
Kosten – sollen dadurch gesenkt werden. 
Fazit: Wer in Prävention investiert, ist auf 
der sicheren Seite und bekommt mehr Geld 
zurück. Die AUVA hilft dabei!

Hildegard Weinke, AK Wien
hildegard.weinke@akwien.at 

 Prävention rechnet sich (Sichere Arbeit) 
 https://tinyurl.com/rop318 

In Prävention investieren bringt’s
Wer Geld investiert und mehr herausbekommt, kann sich freuen. Dass dies nicht nur bei Finanzanlagen möglich ist, zeigen Studien 
zum Return on Prevention (RoP = Gewinn durch Investition in Prävention).

Wer in Prävention investiert, bekommt mehr Geld heraus.
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Überfallsartig wurde den Arbeitneh-
merInnen am 5. Juli 2018 das Ge-

setz zur Arbeitszeitverlängerung aufs 
Auge gedrückt. Ab September sind nun 
12-Stunden-Arbeitstage möglich. „Selbst-
verständlich nur freiwillig“, wurde eilig 
versichert und dies medienwirksam mit 
säuberlich beschriebenen Täfelchen im 
Parlament in Szene gesetzt. Kleiner Selbst-
test: Können Sie Ihrem Chef mehrmals 
im Monat „gefahrlos“ antworten, dass 
Sie heute nicht länger in der Firma blei-
ben wollen? Wollen, sollen, müssen oder 
„wollen müssen“? Fakt ist: Hier klafft ein 
meilenweiter Graben zwischen der ver-

sprochenen Freiwilligkeit und der Realität 
unserer Arbeitswelt – aber nicht nur dort. 
Auch bei den schwerwiegenden gesund-
heitlichen Risiken langer Arbeitszeiten 
scheint den GesetzesmacherInnen – ver-
nebelt von den Vorgaben der Industrie-
bosse – der Blick für die Realität getrübt.

Ein Anschlag auf unsere  
Gesundheit
Lange Arbeitszeiten haben negative Aus-
wirkungen auf die Gesundheit der Be-
schäftigten. Das ist wissenschaftlich mitt-
lerweile sehr gut belegt. Verschiedene 
Untersuchungen zeigen beispielsweise,

 • dass Personen, die 55 Stunden oder 
länger in der Woche arbeiten, um 33 
Prozent häufiger einen Schlaganfall 
erleiden, als jene, die 35 bis 40 Stunden/
Woche arbeiten,

 • dass jeder/jede vierte ArbeitnehmerIn 
mit 60-Stunden-Wochen an einer 
Schlafstörung leidet,

 • dass das Risiko eines Arbeitsunfalls 
nach der neunten Arbeitsstunde deut-
lich ansteigt,

 • dass der Ermüdungszuwachs während 
eines 12-Stunden-Tages dreieinhalbmal 
höher als an einem arbeitsfreien Tag 
ist und man nach zwei 12-Stunden-Ta-
gen ganze drei freie Tage zur Erholung 
bräuchte,

 • dass ArbeitnehmerInnen, die mehr als 
elf Stunden am Tag arbeiten, ein mehr 
als doppelt so hohes Risiko haben, an ei-
ner schweren Depression zu erkranken, 
als jene, die sieben bis acht Stunden 
arbeiten.

Treffen mehrere gefährdende Arbeitsbe-
dingungen (z. B. Schichtarbeit und hohe 
körperliche bzw. geistige Belastung) zu-
sammen, steigt das Beeinträchtigungsrisi-
ko durch lange Arbeitszeiten zusätzlich an.

Mit dem Kopf durch die Wand?
Lange Arbeitszeiten sind ein Raubbau an 
unserer Gesundheit – der menschliche 
Organismus hat nun mal natürlich vorge-
gebene Leistungsgrenzen. Gesetze, die un-
sere Gesundheit berühren, sind stets aus-
führlich auf Herz und Nieren zu prüfen, auf 
Augenhöhe zu diskutieren und dürfen nicht 
gegen eine Finanzspritze auf Rezept erhält-
lich sein. Klar ist: Ohne Gesundheit ist alles 
nichts. Wer hier mit dem Kopf durch die 
Wand will, wird sich schlussendlich nichts 
als dicke Beulen holen.

Johanna Klösch, AK Wien
johanna.kloesch@akwien.at

www.gesundearbeit.at/aktuelles
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Bei langen Arbeitszeiten steigt das Unfallrisiko.

Arbeiten bis zum Umfallen 
In einer Hauruckaktion wurde das Gesetz zur Arbeitszeitverlängerung beschlossen. Über die gesundheit-
lichen Risiken des 12-Stunden-Tages schweigen dessen Verantwortliche beharrlich.

©
 F

ot
ol

ia
.co

m
/lu

ca
to



6 3/2018

E ine der vier Grundfreiheiten der EU 
ist die Dienstleistungsfreiheit. Sie er-

möglicht Unternehmen, Leistungen auch 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat an-
zubieten, ohne sich dort niederlassen zu 
müssen. Bei Ein-Personen-Unternehmen 
kommt der Unternehmer dazu selbst über 
die Grenze, in der Regel werden jedoch 
Mitarbeiter in den anderen Staat ent-
sandt, um dort zu arbeiten.

Lukratives Geschäftsmodell
Solange Löhne und Sozialschutzniveaus 
zwischen den EU-Staaten nicht allzu weit 
auseinander liegen, ist dagegen nichts 
einzuwenden. In einer EU mit 28 Mitglied-
staaten sind jedoch die Unterschiede im 

Arbeits- und Sozialrecht so groß, dass die 
Entsendung aufgrund dieser Differenzen 
zum lukrativen Geschäftsmodell gewor-
den ist.
Und so birgt diese Grundfreiheit fatale 
Schattenseiten: Es klingt nach modernem 
Sklaventum, was sich in einigen Branchen 
abspielt. Nicht nur die Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Erntehelfer sorgen 
für Schlagzeilen. Europaweit sind rund elf 
Millionen Beschäftigte beinhartem Wett-
bewerb durch Dumpingpreise, extremem 
Lohndruck und menschenunwürdigen 
sowie gesundheitsschädigenden Arbeits-
bedingungen ausgesetzt, vor allem auch 
im Personen- und Güterverkehr. „Die Be-
schäftigten sind die Leidtragenden einer 

grenzenlosen Liberalisierung, bei der man 
auf die Harmonisierung der Sozialsysteme 
vergessen hat“, kritisiert AK Präsident Er-
win Zangerl. Deshalb fordert die AK mit 
Gewerkschaftern aus Österreich und Eu-
ropa endlich Gegenstrategien.

Entsenderichtlinie
Ursache sind die Lücken im EU-Recht. 
Denn in der Entsenderichtlinie wird etwa 
die hohe Mobilität der Beschäftigten im 
Verkehrsbereich zu wenig berücksich-
tigt. Hinzu kommen rechtliche Schlupflö-
cher, das hohe Lohngefälle zwischen den 
EU-Ländern und fehlende Kontrollen.
Mit der Entsenderichtlinie versuchte die 
EU 1996, aufkommendem Lohn- und So-

www.gesundearbeit.at/aktuelles
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Dienstleistungsfreiheit:  
Nein zu Lohnsklaverei und  
Sozialdumping in der EU 
Die Entsenderichtlinie ermöglicht die Absiedelung von Betrieben ins Ausland bei gleichzeitigem 
Import von billigen Arbeitskräften. Leidtragende sind die entsandten Beschäftigten, aber auch jene  
in den Hochlohnländern, die deshalb um ihren Arbeitsplatz bangen müssen.

Die Dienstleistungsfreiheit hat auch ihre Schattenseiten. So sorgten u. a. die oft miserablen Arbeits- und Lebensbedingungen der Erntehelfer in Tirol 
immer wieder für Schlagzeilen (Symbolbild).
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zialdumping einen Riegel vorzuschieben. 
Unter „Sozialdumping“ versteht die EU 
das Unterbieten von Preisen auf lokalen 
Märkten durch ausländische Dienstleis-
ter, deren Arbeitsstandards niedriger sind. 
Damals wollte man insbesondere die 
Bauwirtschaft in Hochlohnländern wie 
Deutschland vor billiger Konkurrenz aus 
Südeuropa schützen.

Mindeststandards
Aufgrund der Entsenderichtlinie gelten für 
entsandte Arbeitnehmer gewisse Kern- 
arbeitsnormen, wie Mindestlohn und Ar-
beitnehmerschutzstandards – und zwar 
jenes Staates, in den sie entsandt werden. 
Dies gilt natürlich nur dann, wenn das  
Niveau dort höher ist als im Heimatstaat.
Mit dem Beitritt der Staaten Mittel- und 
Osteuropas zur EU und einem Lohngefälle, 
das in Österreich bis zu fünfmal so hohe 
Mindestlöhne vorsah wie in manchen die-
ser Länder, verschärfte sich die Situation. 
Weil entsandte Arbeitnehmer ihre An-
sprüche selbst durchsetzen mussten, wur-
den die Vorgaben der Entsenderichtlinie 
oft nicht eingehalten.

Kampf gegen Lohn- und Sozial- 
dumping
Um die Situation in Österreich zu verbes-
sern, wurde mit dem Lohn- und Sozial- 
dumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG) 
erstmals die kollektivvertragliche Unter-
entlohnung mit Verwaltungsstrafen be-
legt und Finanzpolizei sowie Krankenkas-
sen wurden zur Lohnkontrolle ermächtigt. 
Auf europäischer Ebene versuchte man 
mit der Durchsetzungsrichtlinie, die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit zwi-
schen den Behörden zu erleichtern.
Weil dies nur geringe Fortschritte brachte, 
wurde im Juni 2018 die Entsenderichtlinie 
novelliert und ein Verordnungsentwurf 
zur Gründung einer europäischen Arbeits-
behörde auf den Weg gebracht. Zu den 
Arbeitsbedingungen, die vom Arbeitge-
ber nach dem Recht des Einsatzlandes zu 
gewährleisten sind, wurden nun die Be-
dingungen für die Wohnverhältnisse in 
Unterkünften hinzugefügt. Damit sollten 
Situationen vermieden werden wie jene 

der rumänischen Forstarbeiter Anfang No-
vember 2016, die in den Wäldern der Ös-
terreichischen Bundesforste beschäftigt 
wurden – über eine rumänische Tochterfir-
ma eines Vorarlberger Unternehmens: Mit 
einem Pferd durchforsteten sie die Wälder 
und mussten in einem alten Wohnwagen 
ohne sanitäre Einrichtungen hausen.

Bitte warten
Keine Absicherung durch die neue Entsen-
derichtlinie fanden Transportarbeiter im 
internationalen Güter- und Busverkehr, 
weil für sie im Rahmen des ersten Mobi-
litätspaketes der EU eine eigene Regelung 
geplant ist. Nach ersten Abstimmungen 
im Europäischen Parlament ist noch nicht 
absehbar, ob es zu Verbesserungen kom-
men wird. Vielmehr ist zu befürchten, dass 
Fahrer im Transitverkehr weiter nach den 
Lohnbestimmungen des Sitzstaates ihres 
Unternehmens bezahlt werden dürfen, 
unabhängig davon, durch welche Staaten 
Westeuropas sie fahren. Das bedeutet, 
dass Fahrer aus Niedriglohnländern auch 
Wochen und Monate in Hochlohnländern 
unterwegs sein können, ohne das Min-

destgehalt dieser Länder beanspruchen 
zu können. Einzig für Kabotagefahrten, 
also das Auf- und Abladen von Gütern in 
ein und demselben Mitgliedstaat, sollen 
die Kernarbeitsnormen und Mindestlöh-
ne dieses Staates gelten. Beim Busverkehr 
wäre das nicht der Fall: Ein bulgarisches 
Unternehmen könnte also durchgehend 
Personen von Wien nach Bregenz trans-
portieren und dem Fahrer den bulgari-
schen Mindestlohn bezahlen.
Alle rechtlichen Absicherungen sind frei-
lich nur dann wirksam, wenn es ausrei-
chende Kontroll- und Sanktionsmöglich-
keiten gibt. Allein 2016 wurden mehr als 
195.000 Personen vom EU-Ausland nach 
Österreich entsandt bzw. überlassen. Um 
die Einhaltung der Rahmenbedingungen 
effektiv kontrollieren und Lohn- und So-
zialdumping verhindern zu können, führt 
kein Weg an mehr Personal für die invol-
vierten Behörden vorbei – von den Ge-
bietskrankenkassen über die Finanzpolizei 
bis hin zu den Bezirkshauptmannschaften. 

www.gesundearbeit.at/aktuelles
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Auch auf Baustellen werden Beschäftigte entsandt. Die geltenden Regelungen gegen Lohn- und So-
zialdumping können aber nur Erfolge zeigen, wenn es ausreichend Kontrollen bzw. Sanktionen gibt.
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Abseits von entbehrlichen „Übererfüllungsdiskussionen“,  
Bürokratiekritik und langwierigen Entscheidungsfindungsprozessen:  
So manche Verbesserung beim ArbeitnehmerInnenschutz  
kam auch hierzulande erst durch EU-Richtlinien zustande.

Gemeinsam  
Maßstäbe setzen
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D ie erste entscheidende Weiter-
entwicklung erfolgte gleich beim 

EU-Beitritt. Am 1. Jänner 1995 trat das 
Bundesgesetz über Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit (ASchG) in 
Kraft. Mit dieser Angleichung der österrei-
chischen ArbeitnehmerInnenschutzvor-
schriften an EU-Recht wurde eine EG-Ar-
beitnehmerschutz-Rahmenrichtlinie von 
1989 umgesetzt. Dadurch gab es drei 
große Verbesserungen: erstens die Ein-
führung der verpflichtenden Arbeitsplatz- 
evaluierung, zweitens die Aufwertung der 
Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP) und 
drittens die verpflichtende Bestellung von 
ArbeitsmedizinerInnen und Sicherheits-
fachkräften (SFK). Davor lag die Grenze 
für die Bestellung bei 250 Beschäftigten – 
das betraf österreichweit nur rund 1.000 
Unternehmen.

Vorreiterrolle
An sich gilt Österreich als Sozialstaat 
mit hohen Standards. So entstand hier 
etwa 2002 der europaweit erste Kollek-
tivvertrag für die Arbeitskräfteüberlas-
sung. Trotzdem waren 2012 infolge einer 
EU-Richtlinie aus 2008 Anpassungen 
erforderlich (z. B. betriebliche Sonder-
leistungen auch für LeiharbeiterInnen). 
Folgerichtig kann auch AK-Expertin Julia 
Nedjelik-Lischka der EU viel Positives ab-
gewinnen: „Entscheidend ist, dass Öster-
reich am Gesetzgebungsprozess betei-
ligt ist. Europaweite Standards bedeuten 
gleiche Voraussetzungen für alle, zum 
Beispiel weniger Lohn- und Sozialdum-
ping.“ Organisationen wie die EU-OSHA 

schaffen Bewusstsein für spezielle Risi-
kogruppen, aktuelle Themen und Ent-
wicklungen. Groß angelegte Umfragen 
ermöglichen den Vergleich und Erfah-
rungsaustausch mit anderen Ländern. 
So ergab etwa die Erhebung ESENER-2, 
dass in Österreich in puncto Evaluierung 
Aufholbedarf besteht. Nur 56 Prozent der 
hiesigen Unternehmen führen regelmä-
ßig Arbeitsplatzevaluierungen durch, im 
EU-Durchschnitt sind es 76 Prozent.

Richtlinien für die Sicherheit
Es gibt derzeit zwei Arten von 
EU-Rechtsakten: Richtlinien und Verord-
nungen. Richtlinien sind Rahmengesetze 
der EU. Sie stellen politische Forderun-
gen dar und müssen von den Parlamen-
ten der Mitgliedstaaten innerhalb einer 
bestimmten Frist in nationales Recht 
umgesetzt werden. Verordnungen sind 
dagegen EU-Gesetze, die sofort in allen 
Mitgliedstaaten gelten.
Neben den EU-Einrichtungen und EU-Or-
ganisationen spielen auch diverse Inte-
ressenvertretungen eine wichtige Rolle. 
Sämtliche österreichische Sozialpartner 
haben ihre Büros in der Ständigen Ver-
tretung Österreichs in der EU. Doch in der 
Praxis sind ArbeitnehmerInneninteressen 
in Brüssel stark unterrepräsentiert. Das 
Tagesgeschäft wird durch Lobbying von 
Großunternehmen und Unternehmens-
verbänden dominiert. Trotz Transparenz-
register ist die Situation weiterhin un-
ausgeglichen, die AK fordert daher klare 
Regeln für die ausgewogene Besetzung 
von ExpertInnengruppen.

Text: Astrid Fadler
Foto: Michael Mazohl
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Aktuelle Themen
 • Im April startete die Kampagne „Ge-

sunde Arbeitsplätze – Gefährliche Ar-
beitsstoffe erkennen und handhaben“ 
der EU-OSHA. Zahlreiche Online-Tools 
und Leitfäden – viele davon auch auf 
Deutsch – sollen bei der Bewertung 
von und beim Umgang mit Arbeitsstof-
fen helfen. Das interaktive Online-Tool 
OiRA etwa ermöglicht es, in allen 
EU-Sprachen einfach und standardi-
siert branchenspezifische Werkzeuge 
für die Arbeitsplatzevaluierung zu 
erstellen.

 • Durch ESENER-2 hat sich herausge-
stellt, dass das Management von 
Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit für Klein(st)unternehmen (KKU) 
eine Herausforderung darstellen kann. 
Nicht selten fand sich die Auffassung, 
dass „gesunder Menschenverstand“ 
eine ausreichende Sicherheits- und Ge-
sundheitsmaßnahme am Arbeitsplatz 
darstellt, sowie die Überzeugung, dass 
Risiken „Teil des Jobs“ sind. Es wurden 
aber auch Beispiele für gute praktische 
Lösungen gefunden. Details und Er-
gebnisse des KKU-Projektes sind in der 
Publikation „Sicherheit und Gesund-
heitsschutz in Kleinst- und Kleinunter-
nehmen in der EU: Von der Politik zur 
Praxis – Beschreibung von Beispielen 
bewährter Verfahrensweisen“ (in engli-
scher Sprache) nachzulesen.

 • Dritte Tranche der Änderung der 
Karzinogene-Richtlinie: Vier der von 
der Kommission vorgeschlagenen 

Grenzwerte gehen für die AK über ein 
„akzeptables“ Krebsrisiko hinaus (u. a. 
bei Cadmium, Beryllium und Arsensäu-
re). Bei der Verwendung von krebser-
zeugenden Arbeitsstoffen gibt es meist 
keine gesundheitlich unbedenkliche 
Konzentration. In Deutschland wer-
den Grenzwerte für krebserzeugende 
Arbeitsstoffe so festgelegt, dass bei 
einer beruflichen Exposition über 40 
Berufsjahre ein maximales Krebsrisiko 
von vier zu 100.000 bestehen darf. Dies 
sollte auch auf europäischer Ebene 
ein Ziel sein. In der Praxis müssen 
Grenzwerte stets so weit wie möglich 
unterschritten werden. Wirtschaftliche 
Erwägungen sollten nicht zu höheren 
Risiken führen. „Die Verhandlungen 
über die Änderung der Richtlinie über 
Karzinogene sollen noch während des 
österreichischen Ratsvorsitzes zum 
Abschluss gebracht werden“, fordert 
auch EU-OSHA-Direktorin Dr.in Christa 
Sedlatschek. „Denn Krebs ist nach wie 
vor die häufigste Ursache arbeitsbe-
dingter Todesfälle in der EU.“

Kein Abbau von Schutzstandards
Die „Übererfüllung“ von EU-Richtlini-
en („Gold-Plating“) sorgt in mehreren 
Bereichen für Diskussionen. So schließt 
etwa die österreichische Verordnung 
zum Schutz der Arbeitnehmer/innen vor 
Verletzungen durch scharfe oder spitze 
medizinische Instrumente auch das Vete-
rinärwesen und Labors mit ein – im Ge-
gensatz zur entsprechenden EU-Richtlinie. 

Frank Ey, AK-Europaexperte, erklärt die 
aktuelle Rechtslage zur „Übererfüllung“: 
„Eine Verschlechterung nationaler Geset-
ze und Regelungen durch EU-Richtlinien 
ist prinzipiell möglich – außer wenn es 
im jeweiligen EU-Rechtsakt eine soge-
nannte Nichtrückschrittsklausel gibt. In 
der EU-Arbeitszeitrichtlinie ist das der Fall 
und eine Schlechterstellung (bezüglich Ur-
laub) ist nicht erlaubt. Ein derartiger Pas-
sus fehlt aber leider sehr oft im EU-Recht.“ 
Für Alexander Heider, Leiter der Abteilung 
Sicherheit, Gesundheit und Arbeit der AK 
Wien, ist die Sache klar: „Die Rahmenricht-
linie aus 1989 sieht in Artikel 1 Abs. 3 ein 
Günstigkeitsprinzip vor. Das erlaubt uns, 
jederzeit günstigere nationale Schutzbe-
stimmungen zu erlassen. EU-Richtlinien 
sind daher Mindestvorschriften, die sich 
an den Ländern mit den größten Schwie-
rigkeiten orientieren. Von Österreich als 
einem der reichsten Länder der Welt wird 
mehr erwartet.“

 Online-Tools zur aktuellen 
 EU-OSHA-Kampagne 
 https://tinyurl.com/tools318 
 Broschüre der AK „Lobbying in Brüssel“  
 https://tinyurl.com/lobbying318 
 AK-Positionspapier zur Änderung der 
 Karzinogene-Richtlinie  
 https://tinyurl.com/position318 
 „Von der Politik zur Praxis –  
 Beschreibung von Beispielen bewährter 
 Verfahrensweisen“ (in englischer 
 Sprache)  
 https://tinyurl.com/pub318 
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Die Kampagne „Gesunde Arbeitsplätze –  
Gefährliche Arbeitsstoffe erkennen und 
handhaben“ der EU-OSHA soll mehr  
Bewusstsein für gefährliche Arbeits- 
stoffe schaffen.
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ACSH (Advisory Committee for Safety 
and Health at Work): 
Der Beratende Ausschuss für Sicherheit 
und Gesundheit am Arbeitsplatz ist ein 
Gremium, das sich aus drei Vollmitglie-
dern pro Mitgliedstaat zusammensetzt: 
je einem Vertreter der nationalen Regie-
rungen, der ArbeitnehmerInnen- und 
der ArbeitgeberInnenorganisationen. 
Er hat die Aufgabe, die EU-Kommission 
bei der Entscheidungsfindung auf dem 
Gebiet der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes am Arbeitsplatz zu unter-
stützen.

ESENER (European Survey of Enterpri-
ses on New and Emerging Risks): 
Die erste Europäische Unternehmenser-
hebung über neue und aufkommende 
Risiken ESENER-1 umfasste 2009 knapp 
36.000 Befragungen von Gesundheits- 
und Sicherheitsbeauftragten sowie 
ManagerInnen des privaten und öf-
fentlichen Sektors. Beteiligt waren alle 
EU-Mitgliedstaaten sowie die Türkei, 
Norwegen und die Schweiz – insge-
samt also 31 Länder. In Ergänzung zu 
den 2010 veröffentlichten Hauptergeb-
nissen erfolgten danach vertiefende Se-

kundäranalysen zu speziellen Themen. 
ESENER-2 startete 2014 mit fünf weite-
ren Ländern und erstmals wurden auch 
Kleinstunternehmen (fünf bis zehn Be-
schäftigte) miteinbezogen. ESENER-3 ist 
für 2019 geplant.

EU-OSHA (European Agency for Safety 
and Health at Work): 
Europäische Agentur für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
mit Sitz in Bilbao, Spanien. In Verwal-
tungsrat und Vorstand der EU-OSHA 
arbeiten Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- 
und RegierungsvertreterInnen aller 
Mitgliedstaaten sowie VertreterInnen 
der EU-Kommission. Die Kurzbezeich-
nung OSHA entstand in Anlehnung an 
die 1971 gegründete Occupational Sa-
fety and Health Administration in den 
USA. Die EU-OSHA organisiert in den 
28 Mitgliedstaaten sowie in den EFTA-, 
Beitritts- und Kandidatenländern In-
formationskampagnen zu wichtigen 
Themen im ArbeitnehmerInnenschutz. 
Außerdem findet zum jeweils aktuellen 
Kampagnenthema auch der Europäi-
sche Wettbewerb für gute praktische 
Lösungen statt.

Focal Point: 
Nationale Vertretung von EU-Organisa-
tionen; Focal Point von EU-OSHA in Ös-
terreich ist das Sozialministerium bzw. 
das Zentral-Arbeitsinspektorat. Der na-
tionale Focal Point ist verpflichtet, den 
Standpunkt der Sozialpartner auf inter-
nationaler Ebene zu berücksichtigen.

Rahmenvereinbarungen: 
Sozialpartnervereinbarungen auf eu-
ropäischer Ebene (seit 1999 möglich); 
damit können die europäischen Sozial-
partner einvernehmlich ursprünglich 
dem Rat zukommende Regelungskom-
petenzen an sich ziehen. Rahmenver-
einbarungen können allerdings nicht 
als Euro-KV bezeichnet werden, da sie 
keine unmittelbare normative Wirkung 
haben. Für ihre Umsetzung gibt es zwei 
Möglichkeiten: Die Vereinbarung dient 
nur als unverbindliche Anregung bzw. 
Zielvorgabe für die nationale Gesetzge-
bung bzw. die Sozialpartner. Oder die 
Sozialpartner beantragen einen Rats-
beschluss, wodurch die Vereinbarung 
rechtsverbindlich wird.
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„Krebs ist nach wie vor 
die häufigste Ursache  
arbeitsbedingter Todes-
fälle in der EU.“
EU-OSHA-Direktorin Dr.in Christa Sedlatschek
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Unsere Vertretung in Brüssel
Die Vertretung der österreichischen ArbeitnehmerInnen findet auch auf EU-Ebene statt. Dazu haben 
die Arbeiterkammer und der Österreichische Gewerkschaftsbund Büros in Brüssel, die sich direkt vor 
Ort für die Interessen der ArbeitnehmerInnen einsetzen.

Was machen ÖGB und AK mitten in Brüs-
sel?
Ghoreishi/Röpke: AK und ÖGB arbeiten 
gemeinsam an der Durchsetzung der 
Interessen der österreichischen Arbeit-
nehmerInnen. Wir arbeiten eng mit eu-
ropäischen Gewerkschaften und NGOs 
zusammen. Unser Engagement für ein 
soziales Europa ist nicht neu. Bereits vor 
Österreichs EU-Beitritt waren wir in Brüs-
sel vertreten. Heute sind wir Teil von Ös-
terreichs Ständiger Vertretung in Brüssel. 
In dieser EU-Botschaft Österreichs sind 
alle Ministerien und die Sozialpartner ver-
treten. Dass wir in der österreichischen 
EU-Botschaft unsere Büros haben, ist eu-
ropaweit einzigartig und hat viele Vortei-
le. Täglich versuchen wir, unsere Expertise 

in Brüssel bestmöglich an die richtigen 
Stellen in der EU-Kommission und im 
EU-Parlament zu bringen. Wir veranstal-
ten regelmäßig Diskussionen in Brüssel 
zu Themen, die für ArbeitnehmerInnen 
wichtig sind, und wir beteiligen uns an 
europaweiten Kampagnen. Gemeinsam 
ist es uns gelungen, ein fixer Bestandteil 
der europäischen Gewerkschaftsbewe-
gung zu werden.

Die Abkürzung REFIT geistert herum. Ein 
Schlagwort, das uns erschlägt?
Ghoreishi/Röpke: Unter dem Schlag-
wort „Bessere Rechtsetzung“ arbeitet 
die EU-Kommission seit 2001 daran, Ge-
setze zu vereinfachen und Bürokratie ab-
zubauen. REFIT (Regulatory Fitness and 

Performance) ist ein heikler Kernbestand-
teil dieser Initiative. Vor dem Arbeitneh-
merInnenschutz wird dabei nicht haltge-
macht. 2014 hat die Juncker-Kommission 
die „Bessere Rechtsetzung“ zu einer ihrer 
wichtigsten Aufgaben erklärt. Erste Ent-
würfe sahen massive Verschlechterungen 
für ArbeitnehmerInnen vor und beunru-
higten AK, Gewerkschaften und NGOs. 
Geplant waren die Abschaffung von So-
zialpartner-Konsultationen, ein Gold-Pla-
ting-Verbot (keine EU-Mindeststandards, 
dafür aber verpflichtende einheitliche 
Höchststandards) und Ausnahmen für 
KMU beim ArbeitnehmerInnenschutz. 
Dies wurde durch unseren gemeinsamen 
Druck auf die Kommission abgewehrt. Im 
Rahmen unserer Aktion wurden Unterneh-

www.gesundearbeit.at/arbeitnehmerschutz

Oliver Röpke  

ist Büroleiter des ÖGB-Europabüros in Brüssel. Seine Bereiche sind 
Sozialpolitik, Binnenmarkt, Europäischer Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss (EWSA) und Europäischer Gewerkschaftsbund (EGB).

Amir Ghoreishi  

 ist Büroleiter des AK-Europabüros in Brüssel.  
Er ist für die Bereiche Binnenmarkt, 

Wettbewerbspolitik und Steuerpolitik zuständig.



133/2018

A R B E I T N E H M E R i N N E N S C H U T Z

men besichtigt, denen bekannt ist, dass 
krebserzeugende Arbeitsstoffe verwendet 
werden. Interessanterweise hat rund ein 
Drittel dieser Betriebe keine Expositionser-
mittlung durchgeführt bzw. verfügt über 
keine Mess- oder Ermittlungsergebnisse. 
Ohne die konkrete Kenntnis der Exposition 
ist es aber schwierig, zielgerichtete Prä-
ventionsmaßnahmen zu setzen.
Noch im Jahr 2018 muss die EU-Richtli-
nie 2017/164 zur Festlegung einer vierten 
Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten 
umgesetzt werden, bis Anfang 2020 ist 
die EU-Richtlinie 2017/2398 zu kanzeroge-
nen Arbeitsstoffen umzusetzen.

Ein EU-Thema sind Grenzwerte für Kar- 
zinogene. Das geht sehr träge voran. Wo 
bleibt der den vielen Todesfällen geschul-
dete Aufschrei zum raschen Handeln?
Ghoreishi/Röpke: Gesundheit am Arbeits-
platz muss mehr wiegen als die Interes-
sen der Lobbyisten! Die Kommission hat 
vorgeschlagen, die Karzinogene-Richtlinie 

bei der Arbeit zu ändern. Ihr Geltungsbe-
reich soll erweitert und für 13 Karzinogene 
und Mutagene sollen Expositionsgrenz- 
werte am Arbeitsplatz eingeführt bzw. 
bestehende Werte geändert werden. Im 
Juni 2017 erzielten Parlament und Rat eine 

vorläufige Einigung über den Vorschlag, 
seit Mai 2018 laufen Trilogverhandlungen. 
Knackpunkt der aktuellen Verhandlungen 
ist die Forderung des EU-Parlaments, Die-
selmotoremissionen als krebserzeugend 
in den Richtlinienentwurf aufzunehmen.

Käme ein Verbot des sogenannten Gold- 
Plating, würde das Mindeste genügen. 
Da wird kurz gesagt das Mindeste zum 
Feind des Guten. Verlieren wir unser 
Schutzniveau?
Ghoreishi/Röpke: Mit dem Kampfbegriff 
Gold-Plating versucht die Industrielobby 
seit Jahren, alles als überflüssig zu diskre-
ditieren, was über den europäischen Min-
deststandards liegt. Eine „Liste der Graus-
lichkeiten“ mit rund 500 Wünschen der 
Wirtschaft liegt bereits bei der Bundesre-
gierung. Würden sie Wirklichkeit, müsste 
zum Beispiel der Jahresurlaub in Österreich 
von fünf auf vier Wochen reduziert werden. 
Diese Ideologie, der auch die gegenwärtige 
Bundesregierung folgt, ist ein Anschlag auf 
die in Jahrzehnten erkämpften Rechte der 
ArbeitnehmerInnen. Es läuft auf ein Ende 
des sozialen Europas hinaus. Soziale Min-
deststandards auf EU-Ebene würden zum 
Maximalniveau, ein  Wettlauf um die nied-
rigsten sozialen Standards würde starten. 
Die IV, Teile der WKÖ und der europäische 

Industrieverband Business Europe wollen 
einen Rückbau der EU zu einem Binnen-
markt, der nur noch den Interessen der 
Wirtschaft dient.
Einer solchen EU sind wir nicht beigetreten. 
AK und ÖGB werden ein solches Europa 
niemals akzeptieren. Massiver Widerstand 
gegen diese Ideologie, zum Beispiel unsere 
Kampagne gegen den 12-Stunden-Tag, ist 
wichtig. Dies scheint jedoch nur der Auftakt 
zu einer Serie von Regierungsvorhaben zu 
sein, die das soziale Gleichgewicht in Öster-
reich massiv zulasten der ArbeitnehmerIn-
nen verschieben sollen.

Man gewinnt den Eindruck, dass die 
Wirtschaft dominiert. Die soziale Säule 
ist geschwächt. Sollte die EU die Schief- 
lage nicht angehen und sozialer werden?
Ghoreishi/Röpke: Auf jeden Fall, das 
ist ja die langjährige Kernforderung 
von ÖGB und AK. Gemeinsam mit dem  
Europäischen Gewerkschaftsbund wer-
den wir den Druck auf Kommission und 
EU-Parlament erhöhen. Tatsächlich gibt 
es Fortschritte: Die neue Europäische 
Säule sozialer Rechte wurde im Herbst 
2017 in Göteborg proklamiert. Das ist die 
erste grundlegende sozialpolitische Initi-
ative seit Jahren. Jedoch fehlen konkrete 
Taten, zum Beispiel eine europäische Ar-
beitsbehörde, die grenzüberschreitendes 
Lohn- und Sozialdumping bekämpft und 
Strafen gegen Betrugsfirmen in deren 
Ländern vollzieht. Die Kommission hat 
einen Vorschlag gemacht, die Mitglied-
staaten bremsen, allen voran die öster-
reichische Bundesregierung. In Brüssel 
herrscht nur noch Kopfschütteln über 
diese österreichische EU-Politik. Gerade 
wir würden von einer solchen Agentur 
am meisten profitieren – am besten, 
wenn sie in Österreich angesiedelt wäre.

Ich danke für das Gespräch!
Interview: Hildegard Weinke, AK Wien

www.gesundearbeit.at/arbeitnehmerschutz

Oliver Röpke: „Wir brauchen eine soziale EU, 
nicht eine, die lediglich Wirtschaftsinteressen 
bedient.“

Amir Ghoreishi: „Unsere Aufgabe ist, für die 
Interessen der ArbeitnehmerInnen in Brüssel 
zu kämpfen.“
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Sicherer arbeiten mit  
Baumaschinen
Ein gemeinsames Projekt der Sozialpartner der europäischen Bauwirtschaft in Kooperation mit 
dem europäischen Herstellerverband von Baumaschinen zeigt neue Wege der Kommunikation und 
Kooperation zwischen Produzenten und KonsumentInnen auf. 

D ie Sozialpartner der europäischen 
Bauwirtschaft, die Europäische Fö-

deration der Bau- und Holzarbeiter (EFBH) 
und der Verband der Europäischen Bau-
wirtschaft (FIEC) haben vor dem Hinter-
grund einer weiterhin hohen Anzahl von 
auch tödlichen Unfällen mit Baumaschi-
nen mit dem Europäischen Hersteller-
verband für Baumaschinen (CECE) ein ge-
meinsames Projekt durchgeführt. 
Grundidee für das Projekt war, dass der di-
rekte Austausch zwischen den Herstellern 
und den NutzerInnen von Produkten auf 
unkompliziertem Wege zu deren Verbes-
serung bezüglich einer sicheren und die 
Gesundheit schützenden Nutzung durch 
die AnwenderInnen führen kann. Kon-
zepttitel: „Produzent trifft Konsument“.
Das Projekt wurde von der Europäischen 

Kommission finanziell gefördert. In sei-
nem Rahmen wurden fünf Workshops 
durchgeführt. Der erste diente dem all-
gemeinen Austausch zwischen den be-
teiligten Projektpartnern mit weiteren 
ExpertInnen aus dem Feld der Normung, 
der Technik und des ArbeitnehmerInnen-
schutzes. Die anschließenden vier Work-
shops behandelten folgende Themen:
 • Normung,
 • Ergonomie,
 • Baustellenorganisation und Unterwei-

sung der Beschäftigten,
 • Rückraumüberwachung und Unfallver-

meidung.
Auf Basis der Workshops und der dort 
geführten Debatten wurden vier Fact- 
sheets erstellt. In diesen sind allgemeine 
Informationen und Problembeschreibun-

gen mit Bildelementen und Hinweisen 
für mögliche Verbesserungen bei der Nor-
mung, beim Design von Maschinen, bei 
der Baustellenorganisation und der Un-
terweisung der Beschäftigten kombiniert. 
Ein verabschiedetes „Memorandum of 
Understanding“ listet Selbstverpflich-
tungen und Anforderungen an die eu-
ropäische Politik auf. Der Fokus wird bei 
Letzterem auf die Frage gelegt, wie die 
Projektpartner besser an europäischen 
Normungs- und normungsrelevanten 
Strukturen beteiligt werden können. Kon-
kret fordern die Verbände:
 • als „Beobachter“ zur Arbeitsgruppe 

Maschinen (MWG), zum Europäischen 
Komitee für Normung (CEN) bzw. zum 
ISO-System zugelassen zu werden;

 • Mittel zur besseren Kommunikation 
zwischen den Stakeholdern und dem 
CEN bzw. dem Technischen Ausschuss 
(CEN/TC 151);

 • einen Sitz für das Netzwerk der Projekt-
partner in der MWG zu bekommen, um 
sich aktiv beteiligen zu können;

 • die Förderung der Feedbackmethode 
(CEN/TR 16710-1), um NutzerInnen effi-
zient an der Verbesserung bestehender 
Normen zu beteiligen;

 • dass eine europäische Plattform einge-
richtet wird, die sich mit soziotechni-
schen Fragen der Technikentwicklung 
auseinandersetzt.

Rolf Gehring, Europäische Föderation der 
Bau- und Holzarbeiter (EFBH)

info@efbh.be 

 Download der Projektergebnisse zu  
 „Sicherer arbeiten mit Baumaschinen“  
 https://tinyurl.com/bau318 

Immer wieder kommt es zu tödlichen Unfällen mit Baumaschinen.
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Psychische Belastungen am Bau: 
Alles hausgemacht?
Wind und Wetter sind nicht die einzigen Schwierigkeiten auf Baustellen.  
Auch Zeitdruck, aggressive AnrainerInnen und mangelhafte Kommunikation stressen –  
und die Digitalisierung lässt auf sich warten.

Pünktlich um sechs Uhr in der Früh 
fängt es an: das Hämmern und Boh-

ren auf der Baustelle nebenan. Ärgerlich, 
oder? Na gut, dann steht man also auf, 
macht sich fertig, um dann erst recht im 
Stau zu stecken! Und warum? Klar, wegen 
einer Baustelle, bei der gefühlt nichts wei-
tergeht! Aber muss das denn wirklich sein? 
Schauen wir uns das einmal aus Sicht der 
BauarbeiterInnen an.

Arbeitsalltag auf der Baustelle
Die letzte Schicht ging erst vor wenigen 
Stunden zu Ende. Trotzdem läutet bereits 
der Wecker. Das Tagespensum für das 
neue Großprojekt ist gewaltig. Schon bei 
der Projektplanung kam es zu Verzögerun-
gen, die nun von den ArbeiterInnen auf-
geholt werden müssen. Dabei gibt es Be-
dingungen, an denen man nichts ändern 
kann, wie die Aushärtungsdauer des Be-
tons oder extreme Wetterbedingungen. 
Um die Zeit wieder reinzuholen, müssen 
Extra-Schichten eingeschoben werden – 
sehr zum Leidwesen der AnrainerInnen, 
die ihren Ärger wiederum gerne an den 
einzelnen MitarbeiterInnen auslassen.
Hinzu kommen noch die Anfeindungen, die 
viele aufgrund ihrer Nationalität erfahren. 
Seit der EU-Osterweiterung kommen rund 
25 Prozent der BauarbeiterInnen auf Öster-
reichs Baustellen aus dem EU-Ausland. Ein 
Problem, das daraus resultiert: Sicherheits-
unterweisungen werden oft nicht richtig 
erfasst. Falls nicht überhaupt am Arbeit-
nehmerInnenschutz gespart wird. Die Bau-
branche meidet aktuell noch die Digitalisie-
rung. Nach wie vor werden viele Arbeiten 
per Hand oder auf Papier ausgeführt. Nur 
gelegentlich verirrt sich ein Tablet auf die 
Baustelle. Der Einsatz von Hilfsrobotern, 

wie sie im Zuge von Industrie 4.0 gerne ge-
nannt werden, liegt in weiter Ferne.

Kleine Veränderungen – große 
Wirkung
Im Zuge des EU-Projektes „Mental Health 
in Construction Work“, bei dem Arbeits- 
psychologie Jakl mit dem National Report 
für Österreich betraut wurde, wurden 
konkrete Beispiele für ursachenbezogene 
Maßnahmen gesammelt. 
Belastung: Unklare Arbeitsbedingungen 
zu Beginn einer Baustelle.
Maßnahme: Einführung einer Checkliste, 
die vor Baubeginn gemeinsam mit neu-
en Bauherren durchgegangen wird (z. B. 
Stromanschlüsse, Sanitäranlagen…). Dies 
schafft Klarheit für alle Beteiligten.
Belastung: Unausgesprochene Konflikte 
zwischen BauarbeiterInnen und Büromit-
arbeiterInnen.
Maßnahme: Aufklärung über die jeweili-
gen Aufgabenbereiche, um gegenseitiges 
Verständnis aufzubauen.

Belastung: Sprachliche Probleme bei der 
Arbeitsschutzunterweisung.
Maßnahme: Einsatz von Sprach-Apps, die 
die Unterweisung in den jeweiligen Spra-
chen einfach und schnell ermöglichen.
Manche Belastungen im Baugewerbe sind 
arbeitsimmanent, manche allerdings nur 
hausgemacht. An Letzteren kann und soll-
te jeder Betrieb arbeiten.

Mag.a Christiane Heider und 
Mag.a Veronika Jakl 

Arbeitspsychologie Jakl
veronika.jakl@apjakl.at

Der Report „Mental Health in Construc- 
tion Work – National Report Austria“ wird 
voraussichtlich im Dezember 2018 veröf-
fentlicht.

 European Federation of Building and 
 Woodworkers: www.efbww.org 
 European Construction Industry  
 Federation: www.fiec.eu 

Stressfaktoren gibt es viele auf der Baustelle. Gezielte Maßnahmen müssen deshalb her!
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Ö sterreichische Gesetze und Verordnungen im Arbeitneh-
merInnenschutz beruhen seit dem EU-Beitritt Österreichs 

1995 auf Richtlinien und Verordnungen der Europäischen Union 
(EU). Neben der EU gibt es von der Internationalen Arbeitsorga-
nisation Übereinkommen, die auch unsere Gesundheit bei der 
Arbeit schützen.

International: die ILO
Die ILO, 1919 als dreigliedrige UN-Agentur mit der Möglichkeit zu 
sozialem Dialog gegründet, will laut der Erklärung über soziale Ge-
rechtigkeit Maßnahmen zum Schutz der ArbeitnehmerInnen ent-
wickeln. Sie verabschiedet Übereinkommen, Empfehlungen und 
Erklärungen. Die EU-Rahmenrichtlinie wurde dadurch positiv be-
einflusst, siehe Evaluierungsverpflichtung oder Präventivdienste.
Die Ratifizierung von ILO-Übereinkommen, d. h. die Übernahme 
dieser Bestimmungen in nationales Recht, ist freiwillig. Allerdings 
muss jeder der 187 Mitgliedstaaten ein verabschiedetes Überein-
kommen spätestens ein Jahr später den gesetzgebenden Körper-
schaften vorlegen. Österreich hat acht Kernarbeitsnormen und 
54 Übereinkommen ratifiziert. Nicht ratifiziert sind 52 Überein-
kommen und Protokolle. Zusätzlich gibt es ILO-Empfehlungen, 
zum Beispiel zur Liste der Berufskrankheiten, neugefasst 2010.

Europa: die EU
Die EU-Rahmenrichtlinie über Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Arbeit (RL 89/391/EWG) legt besondere Pflichten 
für ArbeitgeberInnen (und ArbeitnehmerInnen) fest. Dazu zäh-

len Erste Hilfe, Evakuierung, Unterweisung und Beteiligung der 
ArbeitnehmerInnen sowie Präventivmaßnahmen. Die Vorgaben 
der Rahmen-RL gelten für jede Einzelrichtlinie. Wichtig: Die Mit-
gliedstaaten haben sich eine Harmonisierung bei gleichzeitigem 
Fortschritt zum Ziel gesetzt. 

EU-Richtlinien im ArbeitnehmerInnenschutz gibt es u. a. zu den 
Themen Arbeitsstätten, Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
kennzeichnung, Arbeitsmittel, manuelle Handhabung von Las-
ten, Bildschirmgeräte, Nadelstiche, persönliche Schutzausrüs-
tungen, karzinogene und mutagene Arbeitsstoffe, biologische 
Arbeitsstoffe, Asbest am Arbeitsplatz, explosionsfähige Atmo-
sphären oder physikalische Einwirkungen (Vibrationen, Lärm, 
künstliche optische Strahlung und elektromagnetische Felder).
EU und ILO haben Potenzial – statt zurück in vorige Jahrhunderte 
muss es vorwärtsgehen! Nutzen wir die Möglichkeiten: für ein 
besseres Leben!

Julia Nedjelik-Lischka, AK Wien
julia.nedjelik@akwien.at

 ILO  
 www.ilo.org  
 Von Österreich nicht ratifizierte ILO-Übereinkommen  
 https://tinyurl.com/notrat318 
 Eurostat-Statistiken über Arbeitsunfälle  
 https://tinyurl.com/eurostat318 
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Was bringen EU und ILO? 
Welchen Vorteil liefern die zwei Institutionen für die Gesundheit bei der Arbeit? Wir schauen genau hin, 
was uns „die EU“ und „die ILO“ (Internationale Arbeitsorganisation) gebracht haben.

Die EU – ein (gedankliches) Gebäude, von Menschen gestaltet.
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Was tut sich während Österreichs 
EU-Ratsvorsitz? 
Ein wichtiger Schwerpunkt des Sozialministeriums und des Zentral-Arbeitsinspektorats während des 
EU-Ratsvorsitzes ist der Kampf gegen arbeitsbedingten Krebs. Krebserkrankungen sind die häufigste 
Ursache von arbeitsbedingten Todesfällen in der EU. Ziel ist es, die Zahl der arbeitsbedingten Krebs- 
erkrankungen langfristig zu senken.

Roadmap Karzinogene 2016–2018 
von Amsterdam nach Wien
Bereits im Mai 2016 hat Österreich auf In-
itiative des damaligen niederländischen 
EU-Ratsvorsitzes gemeinsam mit den Eu-
ropäischen Sozialpartnern, EU-OSHA und 
der Europäischen Kommission die Road-
map Karzinogene 2016–2018 von Amster-
dam nach Wien ins Leben gerufen. Das 
Programm soll vor allem kleinere Betriebe 
mit geringer Erfahrung mit guten prakti-
schen Lösungen unterstützen.

Kampf gegen arbeitsbedingten 
Krebs
Bei der Konferenz des österreichischen 
Ratsvorsitzes „Kampf gegen arbeitsbe-
dingten Krebs“ am 24. und 25. Septem-
ber 2018 in Wien wird die Roadmap von 
Amsterdam nach Wien verlängert bis 

nach Helsinki, somit bis zum finnischen 
EU-Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr 2019. 
EU-Kommissarin Marianne Thyssen wird 
künftige Vorhaben der Kommission vor-
stellen, das Konzept risikobasierter Ar-
beitsplatzgrenzwerte wird anhand der Er-
fahrungen verschiedener Mitgliedstaaten 
diskutiert werden und Sozialpartner wer-
den ihre Sicht des Schutzes vor krebser-
zeugenden Arbeitsstoffen in der betriebli-
chen Zusammenarbeit darstellen.
Auf Ebene der Arbeitsinspektionen in Eu-
ropa erfolgt in einer Fachkonferenz am 
8. und 9. Oktober 2018 in Wien ein Aus-
tausch zu Herausforderungen der Präven-
tion von Gefährdungen durch krebserzeu-
gende Arbeitsstoffe im Betrieb aus Sicht 
der Arbeitsinspektorate und darüber, wie 
erfolgreich nachhaltige Interventionen in 
Betrieben durchgeführt werden können.

Und auf rechtlicher Ebene?
Während des EU-Ratsvorsitzes werden 
mit den Mitgliedstaaten, der Kommission 
und dem Europäischen Parlament Ent-
würfe zu EU-Richtlinien verhandelt wer-
den, mit denen Arbeitsplatzgrenzwerte 
für krebserzeugende Arbeitsstoffe recht-
lich verbindlich festgelegt werden. Diese 
Arbeitsplatzgrenzwerte dürfen – nach 
Rechtsumsetzung in den Mitgliedstaa-
ten – in den Betrieben nicht überschrit-
ten werden. Das betrifft unter anderem  
Grenzwerte für Arsen, Cadmium und Form- 
aldehyd.

Darüber hinaus?
Auch der Schwerpunkt der Europäischen 
Kampagne 2018–2019 „Gesunde Arbeits-
plätze“ ist dem Schutz der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vor gefähr-
lichen Arbeitsstoffen gewidmet. Dazu 
werden in allen EU-Mitgliedstaaten In-
formationsveranstaltungen durchgeführt 
und für Betriebe ist ein europäischer Preis 
für gute Praktiken ausgeschrieben.

Gertrud Breindl
Leiterin der EU-Abteilung im Zentral- 

Arbeitsinspektorat, Sozialministerium
gertrud.breindl@sozialministerium.at

 Roadmap Karzinogene  
 www.roadmaponcarcinogens.eu 
 EU-Ratsvorsitz  
 www.eu2018.at 
 Europäische Kommission  
 https://tinyurl.com/osh318 
 Europäische Kampagne Gesunde  
 Arbeitsplätze 2018–2019  
 https://healthy-workplaces.eu/de 
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Der Kampf gegen arbeitsbedingten Krebs ist das Thema einer Konferenz des österreichischen 
EU-Ratsvorsitzes.

www.gesundearbeit.at/arbeitnehmerschutz
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T agesgrenzlasten dürfen auch bei 
längerer Arbeit nicht überschritten 

werden. Eine Erhöhung der körperlichen 
Belastung aufgrund ausgeweiteter Ar-
beitszeiten ist nicht mehr möglich. Die 
Senkung der Einzelbelastungen, um damit 
die Gesamtbelastung über den Tag zu un-
terschreiten, ist notwendig.

Körperlich belastende Arbeiten 
reduzieren
Bei Bauarbeiten und im Baunebengewer-
be ist tagtäglich körperlicher Einsatz ge-
fragt. Umgebungsbedingungen wie Hitze, 
UV-Strahlung oder Kälte belasten die Ar-
beitnehmerInnen massiv. Im Bereich der 

körperlichen Beanspruchung durch Heben 
und Tragen sowie durch belastende Kör-
perhaltungen sind bereits jetzt vielfach 
die Grenzen erreicht. Technische Hilfsmit-
tel und die Ausweitung der (technischen) 
Schutzmaßnahmen aufgrund längerer 
Exposition, zum Beispiel gegen Hitze und 
UV-Strahlung, werden notwendig.

Grenzwerte senken
Die Arbeit mit gesundheitsgefährdenden 
Arbeitsstoffen ist besonders sensibel, da 
schwere Unfälle und Erkrankungen dro-
hen. Gerade bei krebserzeugenden Ar-
beitsstoffen gilt es, den TRK-Wert (Tech-
nische Richtkonzentration) so weit wie 

möglich zu unterschreiten. Werden Tages-
arbeitszeiten ausgeweitet, müssen auch 
die Grenzwerte abgesenkt werden, denn 
sie sind auf Acht-Stunden-Arbeitstage 
ausgelegt. Medizinisch ist jedoch nicht 
einwandfrei geklärt, um wie viel niedriger 
die Grenzwerte dann sein müssen. Gemäß 
Vorsorgeprinzip müssen erhöhte Schutz-
maßnahmen getroffen werden. Allenfalls 
sind Investitionen in Absauganlagen und 
geschlossene Systeme vorzunehmen.

Längere Arbeit = mehr Unfälle = 
längere und mehr Pausen
Arbeit braucht Erholung – mehr Arbeit 
braucht mehr Erholung! Die Ausweitung 
der Pausen zwecks Regeneration ist eine 
unumgängliche Schlussfolgerung aus 
längeren Arbeitszeiten. Wissenschaftlich 
nachgewiesen ist, dass die Unfallgefahr 
massiv steigt. Dem muss mit Maßnahmen 
auf Basis der Arbeitsplatzevaluierung, zum 
Beispiel mit der Ausdehnung der Ruhezei-
ten, gezielt entgegengewirkt werden. Die 
Faustregel lautet: je länger die Arbeitszeit, 
desto länger die notwendigen Erholungs-
pausen und Freizeitblöcke.

Es gibt mehr zu tun!
Aufgrund steigender Belastungen und 
Beanspruchungen sind die betroffenen 
Arbeitsplätze und Tätigkeiten neu zu be-
werten, zusätzliche Schutzmaßnahmen 
zu setzen und sämtliche Arbeitsplatzeva-
luierungen zu aktualisieren. Vielfach wer-
den Investitionen in technische Hilfsmittel 
notwendig sein.
 

Harald Bruckner, AK Wien
harald.bruckner@akwien.at 

 Willi Mernyi erzählt am ÖGB-Bundes- 
 kongress vom Schwerarbeiter Günther:  
 https://tinyurl.com/youtube318 
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Arbeit hat (gesunde) Grenzen! 
Die Belastbarkeit der Menschen hat Grenzen. Länger arbeiten darf nicht mit einer höheren Gesamt- 
belastung über den Tag einhergehen. Deshalb braucht es entsprechende Gegenmaßnahmen wie  
niedrigere Grenzwerte und verstärkte Investitionen in technische Hilfsmittel.

Umgebungsbedingungen wie Hitze, UV-Strahlung und Kälte belasten die Beschäftigten massiv.
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Wie funktioniert Lobbying für den Ar-
beitnehmerInnenschutz in der EU?
Laurent Vogel: Ich mag den Begriff „Lob-
bying“ nicht so gerne. Man versteht dar-
unter oft versteckte Einflussnahme für 
wirtschaftliche Interessen. Wir als Ge-
werkschaften hingegen versuchen, den 
Inhalt der EU-Gesetzgebung sehr offen 
zu beeinflussen. Alle unsere Positions-
papiere sind öffentlich. Sie basieren auf 
unseren konkreten Erfahrungen mit Pro-
blemen, die ArbeitnehmerInnen haben. 
Wir versuchen, auf die Gesetzgebung in 
jeder Phase von der Vorbereitung bis zur 
Beschlussfassung Einfluss zu nehmen: 
durch Diskussionen im Beratenden Aus-
schuss für Sicherheit und Gesundheit; 
durch Kontakte mit den Abgeordneten 
des EU-Parlaments, um die Vorschläge 
der Kommission noch abzuändern; durch 
Kontakte zu den Mitgliedstaaten, damit 
sie die positiven Abänderungsanträge 
des EU-Parlaments unterstützen. Und wir 
können Allianzen schmieden. Viele Frau-
enorganisationen zum Beispiel wollen 
Brustkrebs verhindern. Wir wissen, dass 
bestimmte Expositionen am Arbeitsplatz 
durch krebserzeugende Arbeitsstoffe ei-
nen bedeutenden Anteil an Brustkrebs 
haben. Wir können für eine bessere Prä-
vention am Arbeitsplatz kooperieren. 

Was war bis jetzt euer größter Erfolg?
Laurent Vogel: Unser größter Erfolg ist 
die Novellierung der Karzinogene-Richt-
linie. Der Vorschlag der Kommission aus 
2016 war minimalistisch. Der Text, der 
im Dezember 2017 beschlossen wurde, 
ist viel besser. Wir konnten ihn in einigen 
Punkten substanziell verbessern. Bessere 
Grenzwerte für Chrom IV (circa eine Mil-
lion ArbeitnehmerInnen sind in der EU 
exponiert) und Hartholzstaub (betrifft 
circa 3,3 Millionen ArbeitnehmerInnen). 
Die neue Richtlinie verlangt von den 

Mitgliedstaaten, dass sie für jene Arbeit-
nehmerInnen eine Gesundheitsüberwa-
chung anbieten, die krebserzeugenden 
Arbeitsstoffen ausgesetzt waren. Das ist 
ganz wichtig, denn Krebs kann auch noch 
nach 20 oder 30 Jahren entstehen. Wenn 
er früh entdeckt wird, ist die Wahrschein-
lichkeit, ihn zu heilen, viel höher. Mit die-
sen Verbesserungen können jedes Jahr 
Tausende Leben von ArbeitnehmerInnen 
gerettet werden.

In welchen Bereichen wird es für die Zu-
kunft viel Lobbying für den Arbeitneh-
merInnenschutz brauchen?
Laurent Vogel: Die Novellierung der Kar- 
zinogene-Richtlinie ist ein langer und ste-
tiger Prozess. Wir sollten damit fortsetzen, 
ihren Inhalt zu verbessern. Eine unserer 
Prioritäten ist, dass auch fortpflanzungs-
gefährdende Arbeitsstoffe in den Gel-

tungsbereich der Richtlinie aufgenommen 
werden (das ist in der österreichischen 
Gesetzgebung bereits der Fall). Und wir 
müssen eine transparente Methode defi-
nieren, um Grenzwerte festzusetzen. 
In anderen Bereichen des ArbeitnehmerIn-
nenschutzes ist die Entstehung von neu-
er Gesetzgebung immer noch blockiert. 
Richtlinien zur Prävention von Muskel- und 
Skeletterkrankungen und von psychischen 
Belastungen wären für ArbeitnehmerIn-
nen ganz wichtig. Keine entsprechende 
Gesetzgebung zu haben, bedeutet immer 
ein großes Hindernis für die Prävention. 
Und diese Situation befördert unfairen 
Wettbewerb zwischen Unternehmen, der 
für das Leben oder die Gesundheit von Ar-
beitnehmerInnen schädlich ist.

Ich danke für das Gespräch!
Interview: Ingrid Reifinger, ÖGB

Unser Mann in Brüssel 
Laurent Vogel ist ein gewerkschaftliches Urgestein. Er arbeitet seit 1990 beim Europäischen Gewerk-
schaftsinstitut in Brüssel und kennt die politischen Mechanismen der EU wie seine Westentasche.

Laurent Vogel: „Wir versuchen, auf die Gesetzgebung in jeder Phase von der Vorbereitung bis zur 
Beschlussfassung Einfluss zu nehmen.“
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arIn der Ausgabe 2/2018 haben wir den 
Weg von ersten Krankheitssympto-

men bis zur Anerkennung einer Berufs-
krankheit dargestellt. Wir haben darauf 
hingewiesen, dass jeder Arzt verpflichtet 
ist, schon den bloßen Verdacht, dass eine 
Berufskrankheit vorliegen könnte, bei der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt 
(AUVA) zu melden. Welche Folgen es so-
wohl für den Arzt als auch den/die Arbeit-
nehmerIn haben kann, wenn diese Mel-
dung bei der AUVA unterbleibt, zeigt ein 
Fall, der vom Obersten Gerichtshof (OGH) 
entschieden wurde.

Was ist passiert?
Ein Steinmetz wurde im Jahr 1996 wegen 
eines Lungenkarzinoms operiert. Er hat ge-
genüber den behandelnden Ärzten im Spi-
tal angegeben, als Steinmetz gearbeitet zu 
haben. Das Krankenhaus hat die Meldung 
der Erkrankung an die AUVA unterlassen. 
Erst circa drei Jahre später stellte der Stein-
metz einen Antrag auf Gewährung einer 
Versehrtenrente, die ihm ab Antragstel-
lung gewährt wurde.
Für die Zeit davor – also ab der Operation 
1996 und dem nunmehr gestellten An-
trag, immerhin beinahe drei Jahre – wurde 
zu Recht keine Versehrtenrente gewährt. 
Leistungen aus der Unfallversicherung 
fallen, wenn innerhalb von zwei Jahren 
nach Eintritt des Arbeitsunfalles oder der 
Berufskrankheit der Anspruch weder von 
Amts wegen festgestellt noch ein Antrag 
auf Feststellung des Anspruches gestellt 
wurde, erst mit dem Tag der späteren An-
tragstellung an.
Der Steinmetz klagte seinen Anspruch 
(rund 42.000 Euro), den er bei rechtzeiti-
ger Meldung der Berufskrankheit gegen-

über der AUVA gehabt hätte, nunmehr ge-
genüber dem Spital ein und bekam recht.

Die Entscheidung des Gerichts
Das Krankenhaus brachte vor, dass die 
strikte Einhaltung der gesetzlich normier-
ten Pflicht der Meldung einer möglichen 
Berufskrankheit eine überaus zeitaufwen-
dige Befragung des Patienten über seine 
gesamte bisherige Berufslaufbahn unter 
Angabe sämtlicher ArbeitgeberInnen be-
deuten würde. Darüber hinaus hätte der 
Patient selbst Anzeige bei der AUVA er-
statten können und er habe sich mit dieser 
Unterlassung auffallend sorglos verhalten.
Der OGH hielt diesen Argumenten ent-
gegen, dass die Anzeigepflicht des Arztes 
deshalb zwingend im Gesetz vorgesehen 

ist, weil sonst zu befürchten ist, dass sich 
der Arbeitnehmer selbst nicht (immer) 
ausreichend und sorgfältig schützen kann 
(Angst um den Arbeitsplatz oder der Ver-
such des Arbeitgebers zur Verhinderung 
der Meldung). Ein sorgloses Verhalten 
konnte dem Steinmetz auch nicht zur Last 
gelegt werden, hat er doch den behan-
delnden Ärzten ausdrücklich seine 25-jäh-
rige einschlägige Tätigkeit mitgeteilt.

Christa Marischka, AK Wien

 Meldung einer Berufskrankheit (AUVA)  
 https://tinyurl.com/meldung218 
 Entscheidungstext des Obersten  
 Gerichtshofes (RIS)  
 https://tinyurl.com/ris318 

Die Folgen der Nichtmeldung  
einer Berufskrankheit 
Unterlässt ein behandelnder Arzt eines Krankenhauses pflichtwidrig die Meldung einer Berufskrankheit 
an die AUVA, kann der Dienstgeber des Arztes schadenersatzpflichtig werden. Im konkreten Fall erhielt 
ein Steinmetz rund 42.000 Euro an Schadenersatz.

Ärzte und Ärztinnen müssen die Anzeigepflicht einer möglichen Berufskrankheit an die AUVA 
einhalten.
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Der Berufskrankheit  
auf der Spur 
Berufskrankheiten sind ein Teil der Erkrankungen, die im Zusammenhang mit schädigenden Einflüssen 
bei der Arbeit auftreten können. Diese Krankheiten sind in der Liste der Berufskrankheiten (BK-Liste) 
aufgezählt. Die Entscheidung, welche Erkrankung in der BK-Liste aufgeführt wird, trifft der Gesetzgeber.

D ie Liste der Berufskrankheiten um-
fasst derzeit 53 Erkrankungen. 

Die häufigsten Berufskrankheiten sind 
Lärmschwerhörigkeit und Hauterkran-
kungen, gefolgt von Erkrankungen der 
Lunge und Atemwege. In den letzten Jah-
ren haben bösartige Tumore der Lunge 
und des Rippenfells durch Asbest leider 
zugenommen. Mehr als 20 Prozent der 
Listenerkrankungen sind berufsbeding-
te Krebserkrankungen, beispielsweise 
asbestbedingte Tumore, Krebserkran-
kungen der Nasennebenhöhlen durch 
Hartholzstäube, hämatologische Krebser-
krankungen, zum Beispiel durch Benzol, 
Blasenkrebs durch aromatische Amine, 
Hautkrebs durch Ruß und Teer.

Meldung an die AUVA
Ein kleiner Teil der Erkrankungen wird an 
die AUVA gemeldet. Viele ÄrztInnen wis-
sen nicht, dass bei Verdacht auf Vorliegen 
einer berufsbedingten Krebserkrankung 
eine gesetzliche Meldepflicht besteht. Im 
Rahmen des Präventionsschwerpunkts 
der AUVA zu krebserregenden Arbeits-
stoffen wird diesbezüglich eine Informati-
onsoffensive gestartet. Die Offensive zielt 
vor allem darauf ab, Krebsgefahren der 
Zukunft zu minimieren, da Krebs oft erst 
viele Jahre oder Jahrzehnte nach der Expo-
sition auftritt. 
Langt eine Berufskrankheitenmeldung 
bei der AUVA ein, wird geprüft, ob der/die 
Betroffene beruflichen Kontakt mit schä-
digenden Stoffen hatte. Es werden Be-
funde eingeholt und der Zusammenhang 
zwischen Erkrankung und Exposition wird 
geprüft. Bei Anerkennung als Berufskrank-
heit stehen Leistungen aus der Unfallver-
sicherung zu, wie etwa Rentenzahlungen, 

Sachleistungen (Beihilfen bei Umbaumaß-
nahmen im Pflegefall etc.) und Angebote 
zur medizinischen Rehabilitation, zum Bei-
spiel in der Rehabilitationsklinik Tobelbad 
der AUVA. Neben umfassender Betreuung 
durch ÄrztInnen, Pflegekräfte und Physio-
therapeutInnen gibt es hier die Möglich-
keit, psychologische Hilfe und Unterstüt-
zung in Anspruch zu nehmen.

Der Krankheit auf der Spur
In der Begutachtungspraxis ist es oft 
schwierig, die Zusammenhänge zwischen 
Beruf und Erkrankung herzustellen. Bei-
spielsweise wurde eine Erkrankung an 
Pleuramesotheliom, dem besonders bös-
artigen Krebs des Rippenfells, bei einem 
70-jährigen Patienten gemeldet. Er hat-
te bis zu seiner Pensionierung über 40 
Jahre als Gärtner gearbeitet, ein Beruf, 
wo Asbestkontakt äußerst selten ist. Bei 

Nachfragen und detaillierten Erhebungen 
wurde herausgefunden, dass der Versi-
cherte nach der Schulzeit wenige Monate 
lang Tischlerlehrling war. Hier war er beim 
Zuschneiden von Verkleidungen (Hitze-
schutz bei Kücheneinbauten) mit Asbest 
in Kontakt gekommen. Die Berufskrank-
heit (27 B) wurde anerkannt. Wenige Mo-
nate später verstarb er leider an den Fol-
gen des Tumors, der Ehegattin wurde eine 
Witwenrente zuerkannt.

Prim.a Dr.in Barbara Machan  
AUVA-Rehabilitationsklinik Tobelbad

 AUVA-Präventionsschwerpunkt  
 „Gib Acht, Krebsgefahr!“  
 https://tinyurl.com/gibacht318 
 AUVA-Veranstaltungen zum Thema 
 Krebs durch Arbeit  
 https://tinyurl.com/veranst318 

Eingeatmete Hartholzstäube oder Asbestfasern können Krebs auslösen.
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D iese Kurzanleitung (illustriert 
am konkreten negativen Beispiel 

„Schichtarbeit und Gesundheit“ von Kut-
scher und Leydecker, erschienen im Sprin-
ger Verlag, welches der Auslöser dieses 
Artikels war) soll bei der Unterscheidung 
zwischen guten und schlechten Fachbü-
chern helfen.

Check 1: Ist der Verlag seriös?
Trotz seines guten Rufes sagt der Springer 
Verlag auf Nachfrage allerdings, er habe 
„bewusst einen Titel platziert, welcher po-
larisiert“.
Check 2: Ist der Anspruch realistisch?
Ein Titel wie „Die ganze Welt erklärt“ 
würde kaum ernst genommen. Auch bei 
diesem Buch ist er riesengroß: Einen um-
fassenden aktuellen Forschungsstand 
zu einem so weitreichenden Themenfeld 
schaffen meist nur große, eingearbeitete 
Teams in (z. T. jahre-)langer Arbeit.
Check 3: Zu welchen Themen haben 
die AutorInnen schon publiziert? 
Ein Blick in die Literaturliste und Auto-
rInneninformation zeigt viel zu betriebs-
wirtschaftlicher Beratung, aber nur eine 
einzige Arbeit zu Gesundheit in einer po-
pulärwissenschaftlichen Zeitschrift (1996 
in „Psychologie heute“).
Check 4: Sind Herangehen und Formu-
lierungen angemessen?
Bei der Darstellung eines Forschungsstan-
des ist viel Vorsicht und eine bemüht aus-
gewogene Darstellung üblich. Der Wer-
betext (und viele Stellen im Buch) deuten 
auf das Gegenteil hin. Teilweise wird eine 
abwertende Sprache anderen Positionen 
gegenüber verwendet.
Check 5: Wird das aktuell verfügbare 
Wissen gut aufgearbeitet?
Im Buch nicht. Für eines der zentralen The-
men „Unfälle und Schichtarbeit“ werden 
nur drei Forschungspapiere aus Tausen-

den bereits publizierten verwendet. Auch 
über die Gründe für deren Auswahl wird 
nichts gesagt.
Diese kurzen Checks deuten zu Recht 
auf Probleme mit dem Buch hin. 
Und von diesen gibt es einige, zum Beispiel 
auf S. 70: „Eine Meta-Analyse zum Zusam-
menhang zwischen Nacht- und Schicht-
arbeit sowie Unfällen haben wir nicht ge-
funden.“ Eine gründlichere Suche hätte die 
breit bekannte Meta-Analyse von Folkard 
et al. (2006), aktualisiert durch Fischer et 
al. (2017) inkludiert – beides hervorragen-
de Arbeiten. Diese Analysen berechneten 
schon vor Jahren Risikoschätzer für Unfälle 
im Zusammenhang mit Schichtarbeit und 
für zum Teil deutlich erhöhte Risiken bei 
Nachtarbeit (insbesondere bei mehreren 
langen Schichten).

PD Dr. Johannes Gärtner
Obmann der Arbeitszeitgesellschaft –  

die deutschsprachige Forschungs- 
gesellschaft zum Thema, TU Wien,  

XIMES GmbH

 Ausführliche Analyse des Buches auf 
 ximes.com  
 https://tinyurl.com/kritik318 
 Zur Arbeit von Folkard et al. (2006)  
 https://tinyurl.com/folkard318 
 Zur Arbeit von Fischer et al. (2017)  
 https://tinyurl.com/fischer318  

Wie Sie gute Fachbücher erkennen  
Es gibt viel gute Forschung – allgemein und auch zu Arbeitszeiten. Manchmal aber können, falls den 
Empfehlungen in schlechter Fachliteratur gefolgt wird, sogar Menschen gefährdet werden! Dann sind 
klare Worte erforderlich.

Auch „Fachbücher“ können gut oder schlecht recherchiert sein.

„Nicht empfehlenswert“, resümiert Johannes 
Gärtner.
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Am 18. April 2018 luden die Arbeiter-
kammer Wien, die Österreichische 

Gesellschaft für Arbeitsmedizin, der Ver-
band Österreichischer Sicherheits-Exper-
ten sowie der Berufsverband Österreichi-
scher Psychologinnen und Psychologen 
und die Gesellschaft kritischer Psycholo-
gen und Psychologinnen zur ExpertInnen-
diskussion. Unter dem Titel „Alles flexibel? 
Mobile Arbeit – Homeoffice – Arbeitsstät-
ten. Herausforderungen für Sicherheits-
fachkräfte, ArbeitsmedizinerInnen und Ar-
beits- und OrganisationspsychologInnen“ 
wurden die Anforderungen der Arbeits-
welt von morgen unter die Lupe genom-
men: Wie müssen Arbeitsbedingungen 
in der Arbeitswelt der Zukunft gestaltet 
sein? Wo muss das ArbeitnehmerInnen-
schutzrecht „mobiler und flexibler“ wer-
den, um mit den neuen Anforderungen 
Schritt zu halten?

Ein Streifzug durch die Arbeitswelt 
von morgen
Nach der Eröffnung durch Alice Kundt-
ner (AK Wien) beleuchtete Jörg Flecker 
(Universität Wien) die Risiken und Chan-
cen neuer Arbeitsformen. Michael Wichtl 
(AUVA/ÖAG) gab einen Überblick über 
ergonomische Anforderungen im Blick-
winkel neuer Arbeitswelten. Gabriele 
Gerstl-Fladerer (AUVA) ging in ihrem Vor-
trag auf das Thema Unfallversicherungs-
schutz bei Homeoffice ein.

PraktikerInnen im Fokus
An vier verschiedenen Arbeitsinseln gin-
gen die TeilnehmerInnen der Veranstal-
tung ans Werk, um unterschiedliche The-
menfelder zu diskutieren: Mobile Arbeit, 
Arbeitsstätten/Arbeitsplätze der Zukunft, 

Homeoffice sowie die Arbeitsbedingun-
gen von Sicherheitsfachkräften, Arbeits-
medizinerInnen und Arbeits- und Orga-
nisationspsychologInnen in den neuen 
Arbeitswelten standen hierbei im Zent-
rum des Interesses.

ArbeitnehmerInnenschutz am 
Puls der Zeit
Abschließend diskutierten Alexander Hei-
der (AK Wien), Wolfgang Tremel (Verband 
Österreichischer Sicherheits-Experten), 
Natascha Klinser (Berufsverband Österrei-
chischer Psychologinnen und Psychologen) 
sowie Andrea Birbaumer (Gesellschaft kri-
tischer Psychologen und Psychologinnen) 
über die erforderlichen Weiterentwicklun-
gen des ArbeitnehmerInnenschutzes. „Ar-
beitnehmerInnenschutz muss stets am Puls 
der Zeit bleiben, um wirkungsvoll zu sein“, 

lautete die einhellige Aussage. Auch im 
Hinblick auf die mögliche Zerschlagung der 
AUVA waren sich die DiskutantInnen einig: 
„Ohne AUVA ist die betriebliche Prävention 
in Gefahr – das bedeutet zukünftig mehr 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten.“
Eine Botschaft zog sich wie ein roter Faden 
durch alle Beiträge und Diskussionen: Die 
Arbeitsbedingungen von morgen müssen 
menschengerecht gestaltet sein. Schließ-
lich wollen wir auch zukünftig am Abend 
genauso gesund den Arbeitsplatz verlas-
sen, wie wir ihn morgens betreten haben.

Johanna Klösch, AK Wien
johanna.kloesch@akwien.at

 Veranstaltungsrückblick mit den  
 Präsentationen der Vortragenden  
 https://tinyurl.com/flexibel318 

Die Zukunft der Arbeit:  
Alles flexibel?
Unter dem Motto „Alles flexibel? Mobile Arbeit – Homeoffice – Arbeitsstätten“ diskutierten Sicherheits-
fachkräfte, ArbeitsmedizinerInnen sowie Arbeits- und OrganisationspsychologInnen über die Arbeit  
der Zukunft.

Alles unter einen Hut zu bekommen, kann bei Homeoffice eine Herausforderung sein.
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Mitten in Brüssel 
Hildegard Weinke, Redakteurin der Gesunden Arbeit und Mitarbeiterin der AK Wien, arbeitete im Früh-
ling 2018 einen Monat lang in Brüssel. In ihrem Bericht schildert sie ihre Eindrücke und Erfahrungen aus 
dem Herzen der EU.

E s wird gebohrt, gehämmert, ge-
schraubt. Im Gebäude der Ständigen 

Vertretung Österreichs bei der EU werden 
Eingangsbereich und einzelne Stockwerke 
auf Vordermann gebracht, denn Öster-
reichs EU-Ratsvorsitz steht bevor. Die ös-
terreichischen Sozialpartner teilen sich die 
Räume im zweiten Stock: Arbeiterkammer 
und Österreichischer Gewerkschaftsbund, 
Wirtschaftskammer und Landwirtschafts-
kammer rücken hier räumlich zusammen. 
In den Büros geht das Arbeitsleben seinen 
gewohnten Gang.

Lobbying für ArbeitnehmerInnen
Amir Ghoreishi, Leiter des AK-Büros, und 
Oliver Röpke, Leiter des ÖGB-Büros in 
Brüssel, werden nicht müde zu erklären, 
wie schwer Lobbyingarbeit für die Inter-
essen der ArbeitnehmerInnen in Brüssel 
ist. „Lobbyismus muss transparent und 
ausgewogen sein. Derzeit ist dies jedoch 
alles andere als der Fall“, so die beiden vor 
einer Besuchergruppe österreichischer Be-
triebsrätInnen Anfang Mai. Im EU-Trans-
parenzregister ist dieses Ungleichgewicht 
erkennbar. Die Zahl der Interessenvertre-

tungen der ArbeitnehmerInnen, der Zivil-
gesellschaft und Umweltorganisationen 
steht im Verhältnis 1 zu 65 zu Vertrete-
rInnen von Wirtschaftsinteressen. Laut 
Schätzungen ist das Ungleichgewicht 
noch größer, da sich nicht alle Organisatio-
nen im Transparenzregister eintragen oder 
für Unternehmen versteckt als Thinktank 
lobbyieren. „Professionelle LobbyistInnen 
lobbyieren einmal für Öl, dann für Tabak 
und dann für etwas komplett anderes“, 
erklärt Amir Ghoreishi. Die Arbeitneh-
merInnen-Interessen zu vertreten, das ist 
bei diesem Ungleichgewicht nicht einfach, 
aber möglich. Evelyn Regner, Abgeordne-
te im Europaparlament, betont, wie sehr 
das Know-how von AK und ÖGB in Brüssel 
gefragt ist. „Dafür werden wir von vielen 
KollegInnen aus anderen Ländern benei-
det. Wir wissen, dass Daten, Zahlen und 
Einschätzungen, die uns von AK und ÖGB 
geliefert werden, zuverlässig sind. Das 
Hirnschmalz von AK und ÖGB hat politi-
schen Einfluss.“

Stark vertreten
Amir Ghoreishi gibt zu bedenken: „Nur 
wer daheim stark ist, kann auch in Brüs-
sel stark sein.“ Damit ist auch die derzei-
tige Diskussion um die AK-Mitgliedschaft 
gemeint. Es wäre brandgefährlich, wenn 
die AK-Beiträge gekürzt würden. „Eine 
Kürzung würde die Interessenvertretung 
der AK sowohl in Österreich als auch in 
Brüssel massiv erschweren.“ Schließlich 
müssen die ExpertInnen im AK-Europa-
büro und im ÖGB-Europabüro derzeit 
schon mehrere Themengebiete gleichzei-
tig betreuen. AK und ÖGB kämpfen also 
auch in Brüssel gemeinsam an einer Front. 
„Thematisch und personell arbeiten wir 
eng zusammen. Ansonsten wäre eine 
sinnvolle Vertretung unmöglich“, so Oli-
ver Röpke.

Hildegard Weinke mitten in Brüssel.

R E P O R T A G E
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Ein Europa, das schützt?
Nicht unerwähnt bleibt das Motto Öster-
reichs für den Vorsitz im Rat der Europä-
ischen Union (EU-Ratsvorsitz) im zweiten 
Halbjahr 2018: „Ein Europa, das schützt“. 
Dass damit nicht der ArbeitnehmerIn-
nenschutz gemeint ist, lässt sich aus der 
bisherigen Themensetzung der Regierung 
erkennen. Schutzmaßnahmen, wie zum 
Beispiel Grenzwerte für krebserzeugende 
Arbeitsstoffe zu senken oder Grenzwerte 
bei der manuellen Bewegung von Lasten 
zu fixieren, sind nicht geplant. Hier hat Ös-
terreich noch Aufholbedarf. Aber auch die 
EU hat Schwierigkeiten, Arbeit und Sozia-
les, ArbeitnehmerInnenschutz und ähnli-
che Themen mehr in den Vordergrund zu 
stellen. Dies lässt sich unter anderem auf 
die politische Landschaft in Europa zu-
rückführen.

Soziale Säule
Die Soziale Säule in Europa muss gestärkt 
werden. Auch EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker hat dies erkannt. 
Denn: Viele Menschen sind von der EU ent-
täuscht. Immer wieder wird mit EU-Aus-
tritten geliebäugelt. Was das bedeutet, ist 
vielen nicht klar. Nach dem „Yes“ zum Bre-

xit wird bezweifelt, dass Großbritannien 
einen Aufschwung erlebt. Firmen siedeln 
von Großbritannien in EU-Länder, um wei-
ter in der EU tätig zu sein. Auch für die Eu-
ropäische Arbeitsbehörde (ELA, European 
Labour Authority) wird ein Standort über-
legt. „Wien würde sich aufgrund der Nähe 
zu den Oststaaten und der guten Infra-
struktur anbieten“, meint Evelyn Regner. 
Der soziale Schutz für ArbeitnehmerInnen 
und Selbstständige bei grenzüberschrei-
tendem Arbeiten muss gewährleistet sein. 
Werden ArbeitnehmerInnen in einem an-
deren EU-Land eingesetzt, dann soll die 
ELA die Möglichkeit haben, die Arbeitsbe-
dingungen zu überwachen und zu kon- 
trollieren, um Missbrauch und Betrug zu 
verhindern.

Rückschritte in Österreich
Dass Österreich generell Standards zum 
Nachteil der ArbeitnehmerInnen herun-
tersetzen möchte, wird mit größter Skep-
sis betrachtet. Österreich würde dann nur 
noch die von der EU vorgegebenen Min-
deststandards erfüllen. Das bedeutet für 
Österreich Rückschritte in unterschied-
lichsten Bereichen (z. B. KonsumentInnen-
schutz, Umweltschutz etc.).

Fazit
Dass ArbeitnehmerInnenvertretung auch 
auf dem Brüsseler Parkett stattfindet, ist 
wichtig. Einerseits geht es dabei darum, 
dem Wirtschaftslobbyismus nicht das Feld 
gänzlich zu überlassen und immer wieder 
den notwendigen Schutz und die Rechte 
von ArbeitnehmerInnen und Zivilgesell-
schaft einzufordern. Andererseits wird 
hier versucht, die nationalen und europa-
weiten Bedingungen stetig zu verbessern.
Wer gerne die Ausrede „Die EU ist schuld“ 
annimmt oder gar Austrittsfantasien hat, 
sollte nochmals über die Intentionen der 
Gründung der EU nachdenken. Wer die 
Geschichte der Europäischen Union kennt, 
der weiß um die Bedeutung der Europä-
ischen Union als friedenssicherndes Pro-
jekt und Wirtschaftsgemeinschaft.

Hildegard Weinke, AK Wien
hildegard.weinke@akwien.at 

 Broschüre der AK „Lobbying in Brüssel“  
 https://tinyurl.com/lobbying318 
 Transparenz-Register  
 https://tinyurl.com/transparenz318 
 Europäische Arbeitsbehörde geplant  
 https://tinyurl.com/ela318 

Im Gespräch mit Evelyn Regner, Abgeordnete im Europaparlament.

R E P O R T A G E
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Berufskrankheiten
Handbuch für die rechtliche und 
medizinische Praxis
Christian Wolf, Gustav Schneider,  
Gabriele Gerstl-Fladerer
618 Seiten, 2012
Jan Sramek Verlag
ISBN 978-3-902638-68-7
EUR 128,00

Berufskrankheiten beschäftigen Medizi-
ner und Juristen, tangieren andere Wis-
senschaften und berühren Interessen 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern. 
Das Handbuch Berufskrankheiten bie-
tet einen umfassenden Überblick über 
das Thema Berufskrankheiten in Öster-
reich und stellt die komplexe Materie aus 
rechtlicher wie auch aus medizinischer 
Sicht dar. Sowohl für Juristen als auch für 
Mediziner ein praktischer Arbeitsbehelf in 
allen Fragen zum Thema.
https://tinyurl.com/bk318 

Genug gejammert!
Warum wir gerade jetzt ein starkes 
soziales Netz brauchen
Martin Schenk, 
Martin Schriebl-Rümmele
180 Seiten, 2017
Ampuls Verlag, ISBN 978-3-950450-90-3
EUR 18,90

Österreichs Sozialsystem ist eine Erfolgs-
geschichte. Lange war es Garant für 
Wohlstand und sozialen Aufstieg für brei-
te Bevölkerungsschichten. Doch anstatt 
die Stärken des Sozialstaats in wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten abzusichern, wird 
er oft krankgeredet und ausgehöhlt. Der 
soziale Friede wird aufs Spiel gesetzt, 
Grundrechte werden infrage gestellt, 
sozialer Abstieg bis weit in die Mittel-
schichten hinein wird in Kauf genommen. 
Solidarität schwindet, das wird uns einge-
redet und dabei Neid gesät: Junge gegen 
Alte, Gesunde gegen Kranke, Arbeits- 
suchende gegen Arbeitsplatzbesitzer, In-
länder gegen Zugezogene. Ein Buch, das 
sich – und uns – stark macht für sozialen 
Zusammenhalt.
https://tinyurl.com/genug318 

Die Arbeit des Körpers
von der Hochindustrialisierung bis zur 
neoliberalen Gegenwart
Wolfgang Hien
360 Seiten, 2018
Mandelbaum, ISBN 978-3-85476-677-3
EUR 25,00

„Die Arbeit des Körpers“ versteht sich als 
transdisziplinärer Versuch, die Geschich-
te der industriellen Arbeit, erweitert 
um relevante Bereiche der Dienstleis-
tungsarbeit, als philosophisch geleitete 
Körpergeschichte von der Moderne bis 
zur Postmoderne zu sehen. Es ist eine 
Geschichte des ArbeiterInnenschutzes, 
doch nicht im Sinne einer Institutionen-
geschichte, sondern im Sinne einer All-
tagsgeschichte „von unten“.
https://tinyurl.com/arbeit318 

Buch- und Broschürentipps

www.gesundearbeit.at/buchtipps
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Mobbing
Psychoterror am Arbeitsplatz und in 
der Schule
Christa Kolodej
481 Seiten, 3. Auflage, 2018
facultas, ISBN 978-3-7089-1451-0
EUR 38,00

Mobbing hat viele Gesichter: Ständiges 
Kritisieren oder Unterbrechen, das Ver-
meiden von Kommunikation bis zur völ-
ligen Isolation, systematische Über- oder 
Unterforderung, sinnlose oder gesund-
heitsschädigende Arbeitsaufträge, Dro-
hungen und gewaltsame Übergriffe so-
wie sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
sind einige der Erscheinungsformen. Die 
Autorin analysiert Entstehung, Verlauf 
und Folgen von Mobbing und zeigt Mög-
lichkeiten der Intervention bzw. Präventi-
on auf. Mit zahlreichen Fallbeispielen und 
Tipps für Betroffene, Führungskräfte und 
BeraterInnen.
https://tinyurl.com/mobbing318 

Verordnung Persönliche 
Schutzausrüstung (PSA-V)
Rechtliche Grundlagen und 
Auswahlkriterien für die Praxis
Harald Bruckner, Renate Novak,  
Ernst Piller
306 Seiten, 2. Auflage, 2018
ÖGB-Verlag, ISBN 978-3-99046-344-4
EUR 39,00

Die 2014 in Kraft getretene Verordnung 
Persönliche Schutzausrüstung (PSA-V) 
ersetzt weitgehende Teile der nicht mehr 
dem Stand der Technik entsprechenden 
Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverord-
nung und der Bauarbeiterschutzverord-
nung im Bereich der persönlichen Schutz- 
ausrüstung. Die Verordnung regelt die 
Auswahl, Prüfung und sichere Verwen-
dung von persönlicher Schutzausrüstung. 
Der Kommentar bietet einen Überblick 
über die gesetzlichen Grundlagen in Zu-
sammenhang mit persönlicher Schutz-
ausrüstung und eine Auswahlhilfe bei der 
Anschaffung.
https://tinyurl.com/schutz318 

Resilienz für 
Interessenvertreter
Die 7 Resilienzfaktoren
Andrea Danker
180 Seiten, 2018
ifb-Verlag, ISBN 978-3-934637-02-3
EUR 30,80

Als Interessenvertreter muss man nicht 
nur viel Einsatz zeigen, sondern auch 
ganz schön widerstandsfähig sein. Dieses 
Buch hilft, die persönliche Widerstands-
kraft zu stärken, damit kleine und große 
Krisen besser gemeistert werden. Es stellt 
die sieben Resilienzfaktoren ausführlich 
vor und zeigt, weshalb gerade Interes-
senvertreter sich gut vor Überforderung 
schützen sollten. Es erklärt, wie auch 
Unternehmen an ihrer Resilienz arbeiten, 
um Krisen gelassener zu meistern, und 
enthält Tipps für schnelle Hilfe im Not-
fall. Zum Buch gehört ein Übungsheft 
mit vielen praktischen Übungen. Damit 
kann die Stärkung der persönlichen Resi-
lienz sofort gezielt beginnen. So bleiben 
Sie gesund!
https://tinyurl.com/resilienz318 

B U C H T I P P S

Bücher bestellen auf www.arbeit-recht-soziales.at/gesundearbeit

www.gesundearbeit.at/buchtipps



B U C H T I P P S

Der diskrete Charme der 
Bürokratie
Gute Nachrichten aus Europa
Andre Wilkens
320 Seiten, 2017
S. Fischer, ISBN 978-3-10-397254-2
EUR 20,60

Wir haben Europa viel zu verdanken: Frei-
heit, positive Utopien, grenzenloses Rei-
sen. Andre Wilkens erzählt die Geschich-
ten dazu. Von Europa, von Menschen in 
Europa, von sich selbst. Nicht abstrakt, 
sondern selbst erlebt. Es geht um Fuß-
ball, Musik, Architektur und vieles mehr 
– selbst Habermas und Angelina Jolie 
kommen zu Wort. Denn Europa muss neu 
erzählt werden, besser, spannender, mo-
derner, persönlicher, im Guten wie im Bö-
sen, mit Höhen und Tiefen. Mit all den Zu-
taten eben, die gute Storys auszeichnen. 
Ein wichtiger Beitrag zur Europa-Debatte 
– informativ und kurzweilig.
https://tinyurl.com/europa318 

Handbuch für 
Sicherheitsvertrauens- 
personen
Hildegard Weinke (Hrsg.)
532 Seiten, 2017
ÖGB-Verlag, ISBN 978-3-99046-245-4
EUR 49,90

Sicherheitsvertrauenspersonen sind Ar-
beitnehmervertreterInnen mit einer be-
sonderen Funktion beim Sicherheits- und 
Gesundheitsschutz. Sie sind die Dreh-
scheibe, wenn es um sicherheits- und 
gesundheitsrelevante Aspekte im Betrieb 
geht. Sie sind es, die für die Kolleginnen 
und Kollegen im Betrieb ein offenes Ohr 
haben, wenn es um Bedenken hinsichtlich 
der Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit geht. Sicherheitsvertrauenspersonen 
sind diejenigen, die auf den Arbeitneh-
merInnenschutz im Betrieb ein wachsa-
mes Auge haben und die ArbeitgeberIn-
nen auf eventuelle Mängel hinweisen. 
Aufgrund ihrer Expertise wissen sie, wer 
für Hilfe, Rat und Tat kontaktiert werden 
kann. Das Handbuch für Sicherheitsver-
trauenspersonen unterstützt diese bei 
ihrer täglichen Arbeit für den Sicherheits- 
und Gesundheitsschutz und bietet um-
fangreiche Fachinformation mit zahlrei-
chen Tipps und Beispielen aus der Praxis. 
https://tinyurl.com/svp318

Ich bin raus
Wege aus der Arbeit, dem Konsum und 
der Verzweiflung
Robert Wringham
336 Seiten, 2018
Heyne, ISBN 978-3-453-60466-7
EUR 10,30

In unserem Leben verbringen wir 87.000 
Stunden bei der Arbeit. Doch 80 Prozent 
der Menschen sind unglücklich in ihrem 
Job, weil ihre Arbeit oft nichts mit ihren 
persönlichen Vorlieben zu tun hat. Als 
Ausgleich jagen sie in ihrer spärlichen 
Freizeit Konsumgütern hinterher, die sie 
aber eigentlich gar nicht glücklich ma-
chen. Robert Wringham zeigt uns, wie 
wir dieser Unglücksspirale entkommen. 
Humorvoll erzählt er, wie er sich selbst 
aus den Zwängen des Alltags befreite, 
und gibt praktikable Tipps, wie auch wir 
unser Leben endlich wieder nach unse-
ren eigenen Ideen und Bedürfnissen aus-
richten können.
https://tinyurl.com/raus318 

Buch- und Broschürentipps
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Speziell nach besonderen Arbeitsunfäl-
len erfolgen Besichtigungen und Be-

ratungen. Von den ArbeitsinspektorInnen 
werden Arbeitsunfälle nach einheitlichen 
Vorgaben erhoben. Die Arbeitsinspek-
torate entscheiden, ob ein zur Kenntnis 
gelangter Arbeitsunfall einer vertieften 
Erhebung bedarf. Dazu zählen insbeson-
dere Arbeitsunfälle mit dem Verdacht auf 
schwere Körperverletzung und wenn eine 
Häufung von Arbeitsunfällen im Betrieb 
erkannt wird.
Auch wenn Arbeitsunfälle in den letzten 
Jahren insgesamt rückläufig sind, so stellt 
doch die Unfallprävention weiterhin ein 
Kernstück des ArbeitnehmerInnenschut-
zes dar: ArbeitnehmerInnen sollen am 
Ende des Arbeitstages gesund nach Hau-
se gehen. Die nachstehenden Berichte 
zeigen neben der Schilderung des Unfalls 
daher auf, mit welchen Maßnahmen diese 
Unfälle höchstwahrscheinlich hätten ver-
hindert werden können.

Sturz von einer Stehleiter
Beim Umbau eines Geschäftslokals war es 
erforderlich, vorhandene Trockenbauprofi-
le an der Decke zu demontieren. Die zu de-
montierenden Bauteile befanden sich in 
einer Höhe von 520 cm über dem Fußbo-
den. Für diese Arbeit stand eine Stehleiter 
von lediglich 250 cm Höhe zur Verfügung. 
Diese war also bei Weitem nicht ausrei-
chend, um die Arbeitshöhe zu erreichen. 
Die zu geringe Länge der Leiter wurde 
durch sieben übereinander gestapelte Eu-
ropaletten ausgeglichen. Die Leiter kippte 
und ein Arbeitnehmer stürzte aus etwa 
drei Metern Höhe auf den Boden und zog 
sich dabei lebensgefährliche Verletzungen 

zu. Der Arbeitsunfall wäre zu verhindern 
gewesen, wenn eine für die Arbeitshöhe 
geeignete Stehleiter oder eine andere He-
behilfe verwendet worden wäre.

Manipulation von Rollcontainern
Rollcontainer werden für die Manipulati-
on von Waren aus Zentralbetrieben in die 
Filialen eingesetzt. In einem Unterneh-
men wurde vom Arbeitsinspektorat eine 
Häufung von Arbeitsunfällen mit Fußver-
letzungen beobachtet. Bei einer Besichti-
gung vor Ort wurde festgestellt, dass die 
Rollcontainer von den RegalbetreuerInnen 
vom rückwärtigen Lagerbereich in den 

Verkaufsraum gefahren werden müssen, 
um dann die Waren in die Regale einzu-
schlichten. Die ArbeitnehmerInnen trugen 
Turnschuhe und waren über die mögli-
chen Gefahren nicht unterwiesen. Nach 
der Beratung durch das Arbeitsinspekto-
rat wurden die ArbeitnehmerInnen unter-
wiesen, die Rollcontainer nicht mehr allein 
zu bewegen. Dadurch wurde das Verlet-
zungsrisiko gesenkt und die Transportge-
schwindigkeit der Rollcontainer erhöht.

Ing. Tony Griebler  
Ombudsmann der Arbeitsinspektion

ombudsstelle@arbeitsinspektion.gv.at

A R B E I T S I N S P E K T I O N  U N T E R W E G S

www.gesundearbeit.at

Viele Arbeitsunfälle entstehen aufgrund ungeeigneter Leitern.
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Aus Arbeitsunfällen kann  
man lernen!
Die Arbeitsinspektion kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften zum ArbeitnehmerInnenschutz vor 
Ort in den Betrieben und auf Baustellen. Bei diesen Besichtigungen – welche auf Wunsch von Arbeit- 
geberInnen oder ArbeitnehmerInnen, aber auch jederzeit ohne Vorankündigung stattfinden können – 
werden Beratungen angeboten und durchgeführt.
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M itarbeiter vor Unfällen und berufs-
bedingten Krankheiten zu schüt-

zen, das ist nicht nur eine wichtige Aufga-
be der Unternehmensführung, sondern 
auch Voraussetzung für einen modernen 
und erfolgreich geführten Betrieb.
In der Praxis muss deshalb für jedes Un-
ternehmen eine Sicherheitsfachkraft 
(SFK) bestellt werden, die als Berater von 
Arbeitgeber und Mitarbeitern fungiert.
Die Sicherheitsfachkraft (SFK) unter-
stützt fachkundig bei allen Fragen der 
Arbeitssicherheit, z. B. bei Gefahren- und 
Unfallverhütung, Evaluierungsmaßnah-
men, Planung von Arbeitsstätten sowie 
Beschaffung von Arbeitsmitteln.
Voraussetzung ist eine Fachausbildung 
zur SFK an einer staatlich anerkannten 
Ausbildungsstätte wie dem BFI Tirol. Die-
se umfasst knapp 300 Unterrichtseinhei-
ten und findet berufsbegleitend statt.
Die Sicherheitsvertrauensperson, die ei-
nen dreitägigen Kurs absolvieren muss, 
ist unter anderem zuständig für Unfall-
prävention, Bildschirmarbeitsplätze, er-
gonomische Aspekte bei der Arbeit sowie 
die Themen Gesundheit und Hygiene.
Außerdem werden Abfallbeauftragte, 
Brandschutzbeauftragte sowie (falls im 
Betrieb erforderlich) Gift- sowie Strahlen-
schutzbeauftragte benötigt.

Kurse am BFI Tirol
Das BFI Tirol ermöglicht Interessierten in 
Innsbruck und in den Bezirken die jeweils 
nötigen Ausbildungen. Dabei profitieren 
die Teilnehmer von der langjährigen Er-

fahrung des BFI, einem hoch qualifizierten 
Trainerteam und der engen Zusammenar-
beit mit dem Tiroler Arbeitsinspektorat.
• Ausbildung zur Sicherheitsfachkraft: 
   Start 1. Oktober 2018
• Ausbildung zur Sicherheitsvertrauens-
   person: Start 23. Oktober 2018
• Ausbildung zum Abfallbeauftragten: 
   Start 19. November 2018

• Sachkundekurs Giftverordnung:
   Start 16. Oktober 2018
• Strahlenschutzausbildung für nicht-
   medizinische Anlagen:
   Start 10. September 2018
• Brandschutzbeauftragter:
   Start 26. September

Alle Termine und Kursorte finden Sie 
im BFI-Kursprogramm 2018/19 und auf  
https://bfi.tirol.

Aktuelle Termine 
im AK Bildungshaus Seehof
Im September fällt auch der Startschuss 
für die nächsten Seminare im AK Bil-
dungshaus Seehof auf der Innsbrucker 
Hungerburg. 
Freie Plätze gibt es u. a. noch für folgende 
Termine:
Arbeitsrecht für Betriebsräte: 
29.–31.Oktober 2018 (Basiskurs)
Engagiert sein und doch cool bleiben: 
29.–30. November 2018
Datenschutz für Betriebsräte: 
12.–13. Dezember 2018
Kurszeiten: Jeweils 9 bis circa 16 Uhr

 Infos und Anmeldung 
 AK Tirol, Bildungshaus Seehof 
 Tel.: 0800/22 55 22-1935 
 brseminare@ak-tirol.com 
 www.ak-tirol.com 

Arbeitssicherheit:  
Gleich anmelden für die  
Fachausbildungen beim BFI Tirol
Von der Sicherheitsfachkraft bis zum Brandschutzbeauftragten: Gerade im Bereich Arbeitssicherheit 
sind bestens ausgebildete Mitarbeiter gefragt, damit der Schutz der Beschäftigten vor Unfällen und  
berufsbedingten Krankheiten gewährleistet werden kann. Das BFI Tirol bietet tirolweit die erforder- 
lichen Kurse an.

Im Herbst beginnen am BFI Tirol die Ausbil-
dungen zur Sicherheitsvertrauensperson, zur 
Sicherheitsfachkraft und für weitere wichtige 
Beauftragte.
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„Die Industrie- und Wirtschaftslobbys ha-
ben knapp 500 Forderungen zur Senkung 
von Arbeitnehmer-, Umwelt- und Konsu-
mentenrechtsstandards aufgelistet. Und 
jetzt, da man sie ertappt hat, tun sie so, als 
würde niemand an eine gewinnbringende 
Umsetzung denken. Für wie dumm will 
man die Bürger verkaufen?“, ärgert sich AK 
Präsident Erwin Zangerl.

Fünfte Urlaubswoche: 
„Mehrkosten“
Im Juli wurden Details zu den 489 Vor-
schlägen und teils heiklen Anmerkungen 
bekannt: So wird der umfassende Kündi-
gungsschutz im Mutterschutz mit dem 
Kommentar „unnötige Einschränkung des 
Kündigungsrechts erhöht die Personalkos-
ten“ kritisiert. Die fünfte Urlaubswoche 
wird als „Mehrkosten“ bezeichnet – samt 
folgender Feststellung: „Die Unterneh-
men sind verpflichtet, die Dienstnehmer 
trotz Abwesenheit zu bezahlen.“ Auch die 

Möglichkeit eines 13-Stunden-Arbeitsta-
ges wird angeführt. „Damit ist die Katze 
aus dem Sack. Industriellenvereinigung 
und Wirtschaftskammer betreiben in ihren 
Stellungnahmen zum ‚Gold-Plating‘ ganz 
klar Sozialabbau. Sie möchten die Rechte 
der Arbeitnehmer noch mehr beschnitten 
haben. Dazu sollen gesetzliche Regelungen 
in Österreich auf das niedrigere EU-Niveau 
zurückgeschraubt werden, das Ganze wird 
dann als ‚Bürokratie-Abbau‘ getarnt. Da 
nützen alle Dementis nichts! Wer es nicht 
glauben will, sollte sich die Aufstellung 
samt Anmerkungen ansehen. Das Doku-
ment steht auf www.ak-tirol.com zum 
Download bereit“, so Zangerl. „Wir lassen 
nicht zu, dass das Rad der Zeit in Öster-
reich weiter zurückgedreht werden soll. 
Wir werden uns mit aller Kraft gegen eine 
Verschlechterung, vor allem im Arbeits- 
und Sozialrecht, aber auch bei den Um-
weltstandards, zur Wehr setzen“, so der 
AK Präsident. „Von der Bundesregierung 

erwarte ich mir eine klare Absage an diese 
perfide Stellungnahme zum Gold-Plating.“

Schutzstandards nicht gefährden
Nicht zuletzt den Sozialpartnern ist es zu 
verdanken, dass Österreich in vielen Berei-
chen wesentlich fortschrittlichere Geset-
ze und weit bessere Schutzstandards als 
in den bestehenden EU-rechtlichen Min-
destbestimmungen aufweist. Zangerl: 
„Wer die Schutzbestimmungen im eige-
nen Land abbauen will, verrät die Arbeit-
nehmerfamilien. Statt gegen die eigenen 
Leute vorzugehen, wäre die Regierung gut 
beraten, endlich wirksame Maßnahmen 
gegen das Lohn-, Sozial- und Steuerdum-
ping (siehe Seiten 6 und 7, Anm.) zu setzen. 
Österreich hätte im Rahmen des aktuellen 
EU-Ratsvorsitzes ein reiches Betätigungs-
feld: Diese Routen sind zu schließen, durch 
die jährlich zig Milliarden Euro unkontrol-
liert abfließen – und dies zulasten von Ös-
terreich und vieler anderer EU-Staaten.“

Gold-Plating: Die Wunschliste 
der Industrie an die Regierung 
Eine Liste mit 489 Beispielen für sogenanntes „Gold-Plating“, also mit österreichischen Regelungen,  
die besser sind als die EU-Standards, sorgte im Juli für Riesenaufregung. Themen waren u. a. die 
fünfte Urlaubswoche oder Einschnitte beim Mutterschutz.
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Protest: Bereits Ende Juni trafen sich in Absam mehr als 600 Tiroler Betriebsräte und brachten ihren Unmut über den Kurs der Bundesregierung  
klar zum Ausdruck.
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Eine Abwärtsspirale beginnt
Als Arbeitsmedizinerin in einem Unfall-
krankenhaus hatte ich den traurigen Fall 
eines Kollegen zu betreuen, der nach sei-
ner Scheidung sein Haus und auch zuneh-
mend den Kontakt zu seinen Kindern ver-
lor. Um diesen Schmerz und die Belastung 
durch ständige Nachtarbeit abzutöten, 
trank er regelmäßig Alkohol, sodass er ein-
mal im Nachdienst nicht mehr arbeitsfä-
hig war und den Dienst quittieren muss-
te. Die KollegInnen, die sehr lange sein 
Fehlverhalten gedeckt hatten, meldeten 
sich bei mir und dem Betriebsrat.

Vom Leugnen zum Annehmen  
der Hilfe 
Zuerst verleugnete der Betroffene sein 
Problem. Erst als wir alle zusammen mit 
der Führungskraft eine ambulante Ent-
zugstherapie organisiert hatten, konnte 
er auch über seine privaten Lebensum-
stände sprechen. Mit berufsbegleiten-
der Psychotherapie konnte der Kollege 
im Arbeitsprozess bleiben. Nachtdienste 
verrichtete er erst nach einem Jahr Unter-
brechung wieder. So ist es uns schließlich 
gelungen, einen begabten und verdienten 
Mitarbeiter im Arbeitsprozess zu halten 
und erfolgreich seine Suchtbehandlung 
zu Ende zu bringen. Er arbeitet noch heu-
te im Gesundheitswesen, hat aber später 
seinen Arbeitsbereich von der Akutversor-
gung Schwerverletzter in die Rehabilitati-
on von Unfallopfern verlegt.

Gemeinsam unterstützen
Das Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, ge-
meinsam zu unterstützen und Lösungen 
zu finden. KollegInnen können nur eine 

gewisse Zeit Fehlverhalten und Ausfälle 
kompensieren oder decken. Spätestens 
wenn sie dies nicht mehr können, ist es 
wichtig, Rat und Unterstützung zu holen. 
BetriebsrätInnen und Arbeitsmedizine- 
rInnen sind die richtigen Ansprechpart-
nerInnen. Das Ziel ist, die betroffene Per-
son dabei zu unterstützen, eine Therapie 
zu machen. Der Weg zur erfolgreichen 
Beendigung einer Therapie kann oft Jah-
re in Anspruch nehmen. Rückschläge im 
Therapieverlauf sind häufig. Nicht ver-
gessen werden darf, dass diese Zeit für 
die HelferInnen oft sehr belastend ist. 
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BetriebsrätInnen und Arbeitsmedizine- 
rInnen können bei dem/der ArbeitgeberIn 
anregen, dass im Betrieb eine Supervisi-
on für die KollegInnen angeboten wird. 
Oder es werden andere Möglichkeiten, 
wie beispielsweise moderierte Gruppen-
gespräche, gefunden. Wichtig ist: Sowohl 
die Person in der Lebenskrise als auch die 
KollegInnen müssen wissen, dass sie nicht 
alleingelassen werden.

Dr.in Irene Tambornino
Fachärztin für Unfallchirurgie,  

Arbeitsmedizinerin

Menschen in Lebenskrisen brauchen Unterstützung und Hilfe.

Arbeitsmedizin hilft  
in Lebenskrisen 
ArbeitnehmerInnen im Gesundheitswesen sind oft sehr anstrengenden Arbeitsbedingungen ausgesetzt. 
Nachtarbeit, Schichtarbeit und vor allem der ständige Kontakt mit katastrophalen Lebensumständen 
führen die HelferInnen oft an den Rand ihrer Belastbarkeit. Kommt dann das eigene Leben ins Wanken, 
weil sich private Lebensumstände verschlechtern, greifen Menschen manchmal zu Suchtmitteln. 
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S itzen ist das neue Rauchen. Dieser Slogan hat in der Vergan-
genheit auf zwei ernste Gesundheitsgefahren aufmerksam 

gemacht: Sitzen schadet – und das Rauchen ohnehin. Empfeh-
lungen, um dem Bewegungsmangel entgegenzutreten, reichen 
von „Bauen Sie Bewegung in Ihren Alltag ein!“ über „Gehen Sie 
eine Straßenbahnstation zu Fuß!“ bis zu „Nehmen Sie die Treppe, 
nicht den Lift!“. Vorwiegend erhielten die Empfehlungen jene, die 
ihren Arbeitstag hauptsächlich im Sitzen verbringen – sei es im 
Rahmen des Bürojobs, im Transportwesen (z. B. als TaxifahrerIn) 
oder an der Supermarktkasse.

Schlecht und schlechter
Bewegung zum Ausgleich von sitzender Tätigkeit wird seit Lan-
gem empfohlen. Dass aber stehende Tätigkeiten ein höheres 
Risiko bergen, eine Herz-Kreislauf-Erkrankung zu erleiden, das 
haben kanadische ForscherInnen in einer Langzeitstudie jetzt 
herausgefunden. Zu Beginn der Studie wiesen die Arbeitneh-
merInnen keine Herz-Kreislauf-Erkrankungen auf. Zwölf Jahre 
später zeigte sich bei 3,4 Prozent der insgesamt 7.320 ProbandIn-
nen eine Herz-Kreislauf-Erkrankung. Davon waren Männer (4,6 
Prozent) häufiger betroffen als Frauen (2,1 Prozent). Die Proban-
dInnen waren in Berufen tätig, in denen sie mindestens fünf-
zehn Stunden in der Woche im Stehen gearbeitet hatten, z. B. 
als Koch/Köchin oder EinzelhandelsverkäuferIn. Erklärt wird die 
Entwicklung der Herz-Kreislauf-Erkrankungen dadurch, dass sich 

das Blut bei lang andauerndem Stehen in den Beinen sammelt 
und es zu einer höheren Venenspannung kommt. Auch oxidati-
ver Stress bildet sich, was bedeutet, dass zu wenig Antioxidanti-
en vorhanden sind, um freie Radikale zu binden, was wiederum 
die Entstehung von Krankheiten fördern kann.

Stehen Sie, sitzen Sie, gehen Sie!
Um diesen Erkrankungen vorzubeugen, gibt es ein Allheilmittel: 
Abwechslung! Über den ganzen Tag sollen verschiedene Körper-
haltungen eingenommen werden. Ein Wechsel zwischen Ste-
hen, Sitzen und Gehen ist wichtig, nicht nur in der Freizeit! Mit 
meist geringem Aufwand ist die Abwechslung im Berufsalltag 
möglich. Beispielsweise indem Stehhilfen bzw. Sitzgelegenhei-
ten geboten werden. Indem Drucker nicht direkt am Arbeitsplatz 
aufgestellt sind. Indem mittels höhenverstellbaren Tischen Le-
sen im Stehen, Schreiben und Tippen im Sitzen erledigt werden 
kann. Vor allem ist angesichts dieser Erkenntnisse unverständ-
lich, dass ArbeitgeberInnen die ArbeitnehmerInnen, wie im Ein-
zelhandel, immer noch zwingen, den ganzen Tag zu stehen.

Hildegard Weinke, AK Wien
hildegard.weinke@akwien.at

 Link zur Studie auf Englisch  
 https://tinyurl.com/herz318  
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Ständiges Stehen kann zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen führen.

Das Herz bleibt stehen
Laut einer Studie aus Kanada ist ständiges Stehen im Job gefährlicher als ständiges Sitzen. Ständiges 
Stehen kann das Risiko, eine Herz-Kreislauf-Erkrankung zu erleiden, verdoppeln. Dagegen gibt es  
jedoch einfache Hausmittel.
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Sichere Arbeitsstätten
Der Arbeitsplatz ist ein Ort, an dem Sie als Arbeitneh-
merin bzw. Arbeitnehmer viel Zeit verbringen. Eine 
menschengerechte Gestaltung von Arbeitsstätten 
bildet die Grundlage für gesunde Arbeitsplätze, da sie 
Beanspruchungen vermeidet oder stark verringert. In 
dieser Broschüre finden Sie die wichtigsten Informa-
tionen dazu.
Download unter https://tinyurl.com/sicher318 

Verfahren zur Erhebung psychischer  
Arbeitsbelastung 
Was versteht man unter psychischer Belastung am 
Arbeitsplatz? Welche Methoden zur Erhebung arbeits-
bedingter psychischer Belastung gibt es? Und welche 
Rolle spielen Arbeits- und Organisationspsychologen 
und -psychologinnen in diesem Prozess? Diese Bro-
schüre bietet Ihnen alle Infos zu diesem Thema.
Download unter https://tinyurl.com/belastung318 

Burn-out an der Wurzel packen
Was ist Burn-out? Was sind die Ursachen von Burn-
out? Welche Maßnahmen gegen Burn-out können auf 
der betrieblichen Ebene ergriffen werden und welche 
persönlichen Strategien gegen Burn-out gibt es? Die 
ÖGB-Broschüre zur Burn-out-Prävention im Betrieb 
gibt Antworten auf diese Fragen.
Download unter https://tinyurl.com/wurzel318 

BURN-OUT an der Wurzel packen 
Burn-out-Prävention im Betrieb

WWW.OEGB.AT
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ArbeitnehmerInnenschutzgesetz
Alexander Heider, Karl Schneeberger
Gesetze und Kommentare 163 / 7. aktualisierte Auflage 2017 / 944 Seiten / EUR 78,00
ISBN 978-3-99046-149-5
Buch + Online-Datenbank + e-book

Die 7. Auflage des bewährten Kommentars zum ArbeitnehmerInnenschutzgesetz berücksichtigt 
die gesetzlichen Änderungen der letzten Jahre. Neben einer Einführung in den ArbeitnehmerInnen-
schutz beinhaltet das Werk wie bisher die Kommentierung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes 
inkl. erläuternder Bemerkungen aus der Regierungsvorlage. Der Anhang beinhaltet unter anderem 
die SVP-Verordnung, die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente-Verordnung, relevante 
Auszüge aus dem ArbVG und dem AVRAG, eine aktuelle Übersicht aller Durchführungsverordnungen 
zum ASchG sowie eine Auswahl der wichtigsten Erlässe zum ASchG.

Die Evaluierung arbeitsbedingter  
psychischer Belastungen
Brauchen wir das? Wie geht das? Wer macht das?   
AnbieterInnen und betriebliche Fallbeispiele aus der Praxis
Alexander Heider, Johanna Klösch (Hrsg.)
Varia / 512 Seiten / EUR 49,00
ISBN 978-3-99046-096-2
Buch + e-book

Krank machende arbeitsbedingte psychische Belastungen gehören zu den unterschätzten Gefah-
ren der Arbeitswelt. Sie verursachen enormes Leid für Beschäftigte und hohe betriebs- und volks-
wirtschaftliche Kosten – Tendenz steigend. Die gesetzlich vorgeschriebene Evaluierung psychi-
scher Belastungen bietet hier die beste Prävention. Sie erlaubt eine Win-win-Situation für Betriebe 
und Beschäftigte. Das Fachbuch unterstützt, leicht verständlich, bei der Konzeption, Planung und 
Durchführung der Evaluierung psychischer Belastungen und stellt ausgewählte ExpertInnen vor. 
Erstmals liefern ausgewählte AnbieterInnen betriebliche Fallbeispiele aus der Praxis und effektive 
Lösungsmöglichkeiten zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen von ArbeitnehmerInnen.
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